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Schwerpunkt

Streit um Steuern
Erhöhte Staatseinnahmen
Steuerreformen nach der Demokratisierung 1991 
haben dem beninischen Staat erhöhte Einnahmen 
beschert. Der große informelle Sektor bleibt 
jedoch weiterhin ein Problem, schreibt der Hoch-
schuldozent Karim Okanla.�s eite 24

Zeit für Bündnisse
Die internationale Steuerdebatte hat sich stark 
verändert. Entwicklungsländer sind zwar immer 
noch benachteiligt, doch ihr Einfluss ist gewach-
sen. Gemeinsam sollten sie darauf hinwirken, das 
internationale Steuersystem fairer zu gestalten, 
fordert Mick Moore von der Universität Sussex.
�s eite 25

Doppelmoral reicher Länder
Afrikanische Länder nehmen oft sehr wenige 
Steuern ein. Die OECD-Länder sind dafür mitver-
antwortlich. Laut Dereje Alemayehu vom Tax 
Justice Network Africa ermöglichen sie Steuerhin-
terziehung. Warum Steuerabkommen das Pro-
blem nicht lösen, erläutert Catherine Ngina 
Mutava von der Strathmore-Universität in 
Nairobi.�s eite 28, 30

Fehlende Milliarden
Viele Staaten Afrikas bleiben trotz ihres Rohstoff-
reichtums arm. Ein Grund dafür ist die Steuer-
flucht internationaler Unternehmen. Steueroasen 
finden sie dabei nützlich, berichtet der Journalist 
Nico Beckert. In einem ersten Schritt zu ihrer 
Bekämpfung hat die EU eine Liste von Steueroa-
sen veröffentlicht. Tobias Hauschild von Oxfam 
benennt die Mängel dieser Politik. �s eiten 32, 34

Basis verbreitern
Um Steuern zu erheben, muss die staatliche Ver-
waltung gut organisiert sein. Reformen zur Steige-
rung der Staatseinnahmen unterliegen vielfäl-
tigen Einflussfaktoren und müssen langfristig 
angelegt sein, wie GIZ-Mitarbeiterin Stefanie 
Rauscher im Interview erläutert.�s eite 35

Schädliche Staatsausgaben
Viele Entwicklungsländer subventionieren fossile 
Brennstoffe. Diese Zuschüsse sind letztlich nega-
tive Steuern und weder ökologisch noch finanziell 
tragbar. Die Abschaffung der Subventionen würde 
Asiens öffentliche Finanzen deutlich verbessern, 
schreibt Shikha Jha von der Asiatischen Entwick-
lungsbank.�s eite 38
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Auf Zivilgesellschaft hören
Der fünfte EU-Afrika-Gipfel in Abidjan war mit 
großen Hoff nungen für eine Neugestaltung der 
europäisch-afrikanischen Zusammenarbeit ver-
bunden. Leider blieben die Ergebnisse des Gipfels 
weit hinter den Erwartungen zurück, bedauert 
Maria Klatte von MISEREOR. Das Thema 
Zukunftsperspektiven für die Jugend kam kaum 
zur Sprache.  Seite 13

Debatte

Tribü ne

Pragmatismus statt Ideologie
Für Tilman Altenburg und Wilfried Lütkenhorst, 
Wissenschaftler am Deutschen Institut für Ent-
wicklungspolitik steht es außer Frage, dass indus-
triepolitische Maßnahmen in Entwicklungslän-
dern notwendig sind. Die Autoren erläutern, 
worauf es dabei ankommt. Seite 16

Tödlicher Machtkampf
In Mosambik ist Dezentralisierung seit über 
20 Jahren ein Feld harter politischer Konfl ikte. 
Die Opposition erhoff t sich dadurch mehr poli-
tische Macht, insbesondere in den Regionen, wo 
sie die Mehrheit der Bevölkerung hinter sich weiß, 
schreiben Friedrich Kaufmann, von der Deut-
schen Auslandshandelskammer in Maputo und 
der freiberufl iche Berater Winfried Borowczak.  
 Seite 20

Seit den späten siebziger Jahren hat sich die Vorstellung verbreitet, mög-
lichst niedrige Steuern seien volkswirtschaftlich besonders gut. Tatsächlich 
braucht die Ökonomie aber einen fähigen Staat, der für öff entliche Güter wie 
Infrastruktur, Rechtssicherheit oder das Gesundheitswesen sorgt. Ohne aus-
reichende Finanzierung geht das nicht. Zudem lehrt die Erfahrung, dass De-
mokratie dort am besten gelingt, wo fast alle Bürger Steuern zahlen und im 
Gegenzug vom Staat Funktionstüchtigkeit erwarten. Breite Steuerbasis ohne 
Schlupfl öcher kann dann relativ niedrige Steuersätze ermöglichen. 
 Die starken Demokratien und robusten Marktwirtschaften skandina-
vischer Länder gehen mit hohen Steuereinnahmen einher. In den USA ist der 
Ruf nach dem „kleinen Staat” besonders laut – aber dort sind nicht Montana 
oder Wyoming, die wenig Steuern eintreiben und der Wirtschaft kaum Regeln 
vorgeben, die dynamische Wachstumszentren, sondern Kalifornien und New 
York, wo die Infrastruktur gut, die Bildungsinstitutionen exzellent und das 
Steuerniveau hoch ist. Der Schlüssel zu breitem Wohlstand ist nicht, den Staat 
aus möglichst vielen Sektoren herauszuhalten. Wäre dem so, hätten die Struk-
turanpassungen der 1980er 1990er Jahre erfolgreich sein müssen. Die Lehre 
aus dem Misserfolg war, dass Entwicklung einen fähigen Staat braucht.

Aus mehreren Gründen sind Steuergesetzgebung und -verwaltung in 
Entwicklungsländern oft schwach. Das muss nicht so sein.

 � Manche sagen, arme Menschen könnten keine Steuern zahlen. Die rei-
chen Nationen trieben aber bereits Steuern ein, als ihr Einkommensniveau 
noch viel niedriger war als heute.

 � In ehemaligen Kolonien heißt es auch manchmal, Entwicklungshilfe 
müsse nun historisches Fehlverhalten kompensieren. Das widerspricht aber 
dem Anspruch unabhängiger und souveräner Staatlichkeit.

 � Ein weiteres Argument ist, der informelle Sektor lasse sich kaum be-
steuern, weil die Unternehmen nicht Buch führen und nicht überfordert wer-
den dürfen. Das stimmt, bedeutet aber, dass die Gesetzgeber intelligente Lö-
sungen fi nden müssen, die den Bedingungen ihrer Länder entsprechen.

 � Gern wird auf das unfaire internationale Systems verwiesen, das es Ent-
wicklungsländern schwermache, Steuern zu erheben. Da ist etwas dran, es be-
deutet aber nicht, dass Anstrengungen, die Lage zu verbessern, nicht sinnvoll 
wären – nicht zuletzt, um in internationen Debatten Gehör zu fi nden.  

Steuern zu erhöhen oder neu einzuführen ist sicherlich für Regierungen 
unbequem, denn gezahlt wird eher ungern. Ohne Steuern können sie aber 
nicht die erwarteten Leistungen bringen, was auch für Unmut sorgt. Ver-
antwortungsvolle Politiker fi nden die richtige Balance. Leider agieren aber 
viele Spitzenpolitiker nicht verantwortungsvoll und schaff en – oder dulden  
– Schlupfl öcher, die privilegierten Menschen die Steuerlast erleichtern. Man-
che Regierungen nutzen auch komplizierte Steuergesetze aus, um Gegner und 
Kritker mit Strafverfolgung mundtot zu machen. Für Rechtssicherheit oder 
faire Besteuerung interessieren sich solche Regierungen nicht unbedingt.  

Um die Nachhaltigkeits-Entwicklungsziele (Sustainable Development 
Goals – SDGs) zu erreichen, ist überall gute Regierungsführung nötig. Ohne 
solide Staatsfi nanzierung ist sie nicht zu haben. Steuerzahler sollten sich be-
rufen fühlen, ihre Regierung zur Verantwortung zu ziehen, und nicht nur über 
Lasten klagen.

Standpunkt 

Voraussetzung für gute Amtsführung 
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Meeresschutz

Es gibt viel zu tun

Neben dem Schutz des Klimas rückt der des 
Meeres immer mehr in den Fokus der Ent-
wicklungspolitik. Experten sind sich einig, 
dass dringender Handlungsbedarf besteht, 
da viele marine Gebiete vor dem Kollaps ste-
hen. Dafür gibt es drei Hauptgründe: die Ver-
müllung und Überfischung der Meere sowie 
die Zerstörung von Fauna und Flora. Wissen-
schaftler, Nichtregierungsorganisationen 
(NGO), Behörden und Organisationen wie 
die KfW arbeiten an politischen und prak-
tischen Lösungen.

Von Sabine Balk

Experten betonen, dass das Thema Meer 
nicht vom Klima zu trennen ist. Denn die 
Weltmeere, die 71 Prozent der Erdoberflä-
che bedecken, tragen erheblich zur Klima-
kontrolle bei. Sie produzieren die Hälfte des 
auf der Erde vorhandenen Sauerstoffs. Zu-
dem sind die Ozeane durch ihre Vielfalt an 
Pflanzen und Tiere eine wichtige Nahrungs-
quelle für die Menschheit. 1,5 Milliarden 
Menschen in Entwicklungsländern sind auf 
Fisch als wichtige Eiweißquelle angewiesen. 
Doch die Zerstörung der Meere schreitet vo-
ran, verursacht durch:

●● steigende Wassertemperaturen durch 
die Erderwärmung,

●● illegalen Fischfang und Überfischung 
sowie

●● die Verschmutzung des Wassers mit 
Plastik, Chemikalien und anderem Müll.

Die internationale Gemeinschaft hat 
das Problem erkannt und bereits politische 
Programme erarbeitet. Das Sustainable De-
velopment Goal (SDG) 14 fokussiert den 
Schutz und Erhalt der Ozeane und Meeres-
ressourcen. Die bedeutendsten Industrie- 
und Schwellenländer (G20) haben sich 2017 
auf einen „Aktionsplan gegen die Weltmeer-
verschmutzung“ geeinigt. Das Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) hat ebenfalls 
einen 10-Punkte-Aktionsplan zum Meeres-
schutz verabschiedet. Die Programme zie-
len darauf ab, Entwicklungsländer dabei zu 
unterstützen, die Meere zu schützen und 
nachhaltig zu nutzen.

Jetzt gilt es, diese politischen Pro-
gramme in die Tat umzusetzen. Dazu ist Ex-
pertise und Geld nötig. Beides zusammenzu-
führen war das Ziel des Development Finance 
Forum der KfW im November in Frankfurt. 
Die internationale Konferenz beschäftigte 
sich hauptsächlich mit den Themen mari-
ne Schutzzonen, nachhaltige Fischerei und 
Kampf dem Plastikmüll in den Meeren.

Die Verschmutzung wurde in den ver-
gangenen Jahren immer wieder eindrucks-
voll durch Filme und Fotos dokumentiert 
wie etwa von Jo Ruxton, die den preisge-
krönten Film „A Plastic Ocean“ mitprodu-
ziert und eine gleichnamige Stiftung ins Le-
ben gerufen hat. Sie war schockiert, was sie 
bei den Dreharbeiten herausgefunden hat, 
welche Auswirkungen Plastikmüll beispiels-
weise auf die Tierwelt hat. Viele Vögel ver-
hungern elendig, weil sie statt Futter Plastik 
fressen. Ruxtons Angaben zufolge werden 
derzeit rund 320 Millionen Tonnen Plastik 
pro Jahr hergestellt. Experten rechnen da-
mit, dass sich diese Menge in den nächsten 
20 Jahren noch verdoppeln wird. Global be-
trachtet werden 72 Prozent der gebrauchten 
Plastikverpackungen nicht wiederverwer-

tet; 40 Prozent werden in Deponien abge-
lagert, und 32 Prozent gelangen unkontrol-
liert in die Umwelt wie in die Meere. Darin 
belasten Schätzungen zufolge derzeit über 
150 Millionen Tonnen Plastikmüll Fauna 
und Flora. Im Jahr 2050 wird sich voraus-
sichtlich mehr Plastik als Fisch in den Welt-
meeren finden. Problematisch ist dies auch 
deshalb, weil sich Plastik extrem langsam 
bis gar nicht zersetzt.

Laut David C. Wilson vom Imperial 
College London stammt der Hauptanteil 
des marinen Plastikmülls aus Entwick-
lungsländern. Die Hälfte kommt aus China, 
Indonesien, den Philippinen, Thailand und 
Vietnam. Als Hauptproblem sieht der Wis-
senschaftler fehlende Müllsammlung und 
-entsorgung. An dieser Stelle sehen Exper-
ten wie Costas Velis von der International 
Solid Waste Association (ISWA) auch den 
Hauptansatzpunkt zur künftigen Müllver-
meidung. Bei der KfW-Konferenz lautet der 
einhellige Tenor, dass die Abfallentsorgung 
an Land durch entsprechende Programme 
verbessert werden muss. Da Müllmanage-
ment hauptsächlich Aufgabe der Kommu-
nen ist, müssten diese beim Aufbau von ent-
sprechenden Infrastrukturen mit Knowhow 
und Geld auch von der jeweiligen Regierung 
unterstützt werden.

Beim Plastikmüll müsste laut Exper-
ten auch die Recyclingrate schnell und si-
gnifikant erhöht werden. Dabei ist eine mög-
lichst sortenreine Trennung und Sammlung 
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Statt im Meer zu landen, sollte Plastik gesammelt und recycelt werden: Hafen von Tripolis, Libyen. 
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der Abfälle essenziell. Um Verbraucher für 
das Thema zu sensibilisieren, wäre Auf-
klärung in Schulen und Jugendzentren ein 
wichtiger Anfang. Nicht nur die Verbrau-
cher, auch die Politiker, Unternehmer und 
andere Entscheidungsträger müssten von 
Müllvermeidung, -sammlung und -tren-
nung überzeugt werden, damit entspre-
chende politische Weichenstellungen ge-
schaff en werden. Nicht zuletzt müsse auch 
die Industrie die Produktion von Plastik re-
duzieren und für die Entsorgung des Abfalls 
verantwortlich gemacht werden.

Die Weltmeere werden nicht nur 
durch Plastik und anderen Müll bedroht, 
sondern die kommerzielle Nutzung wie 
Fischfang, Schiff fahrt, Tiefseebergbau oder 
Tourismus zerstört ebenso die natürlichen 
Ressourcen. Eine Lösung sind so genannte 
Meeres- und Küstenschutzgebiete, in de-
nen die kommerzielle Nutzung des Meeres 
verboten oder eingeschränkt ist. So soll die 
Biodiversität der Tier- und Pfl anzenwelt 
erhalten bleiben oder sich regenerieren 
können. Bislang ist laut Greenpeace nur ein 

Prozent der Weltmeere geschützt. Auch die 
Teilnehmer der KfW-Konferenz waren der 
Meinung, dass die bisherigen Schutzgebiete 
nicht ausreichend seien. Das internationale 
Ziel, zehn Prozent der Küsten und Meere 
bis 2020 unter Schutz zu stellen müsste als 
„absolutes Minimum“ durchgesetzt wer-
den. 30 Prozent der Weltmeere unter Schutz 
zu stellen, wäre ein angemessenes Ziel. Um 
dies zu erreichen, müssten nach Ansicht der 
Experten das Management der Schutzge-
biete und die internationale Zusammenar-
beit verbessert sowie die langfristige Finan-
zierung sichergestellt werden.

Bestehende Instrumente wie lokale 
oder regional übergreifende Schutzgebiete 
müssten verbessert und Teil eines Netz-
werks von Schutzgebieten werden. Dieses 
Netzwerk sollte in Kooperation mit Regie-
rungen, Privatwirtschaft und Nichtregie-
rungsorganisationen innerhalb der marinen 
Regelwerke entstehen. Geber und Finan-
zinstitute müssten diese Bemühungen un-
terstützen. Ein neues Instrument dafür ist 
der Blue Action Fund (siehe Kasten unten). 

Entscheidend für den Erfolg aller Schutzge-
biete sei es, die lokale Bevölkerung in das 
Management miteinzubeziehen. Entspre-
chende Richtlinien für verantwortungsvolle 
Fischerei in kleinem Umfang gebe es von 
der Welternährungsorganisation (FAO).

Die FAO sieht die Fischerei nicht nur 
als Problem, sondern auch als Teil der Lö-
sung, sagt Manuel Barange von der FAO. 
Fisch sei eine wichtige Nahrungsquelle 
und ein lukratives Handelsgut in vielen 
Entwicklungsländern. Die Lösung sei der 
verantwortungsvolle Umgang mit der Fi-
scherei. Beim Development Finance Forum 
einigte man sich darauf, dass in nachhaltige 
Fischerei und Aquakultur investiert werden 
müsse, um die Meere zu schützen. Dabei sei 
es unumgänglich, das Management dieser 
Bereiche zu verbessern und kleine nachhal-
tige Fischer vor Ort miteinzubeziehen und 
fi nanziell zu unterstützen.

LiNK

Dokumentarfi lm „a plastic ocean“:

www.plasticoceans.org

geld für meeres- und 
Küstenschutz

Für den Schutz der Meere 
und Küsten wird zweifellos 
viel Geld gebraucht – einige 
Schätzungen gehen von über 
500 Milliarden Dollar aus. 
KfW und das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) haben nun einen 
Finanzierungs-Baustein gelegt. 
Sie gründeten den Blue Action 
Fund (BAF), eine Stiftung, die 
Meeres- und Küstenschutzge-
biete, nachhaltige Fischerei 
und umweltfreundlichen Tou-
rismus fördert. Als Startkapital 
stattete das BMZ den BAF mit 
24 Millionen Euro aus. Ziel ist 
es, in den kommenden Jah-
ren mehr Geber zu gewinnen. 
Schweden hat bereits 5 Millio-
nen Euro in Aussicht gestellt. 

Auch das BMZ will laut BAF-
Geschäftsführer Markus Knig-
ge weitere 12 Millionen Euro in 
die Stiftung geben.

Anfang 2018 soll der Blue 
Action Fund seine Arbeit auf-
nehmen. Erste Bewerber für 
Projekte gibt es bereits. Das 
Besondere dabei ist, dass sich 
als Partner ausschließlich in-
ternationale Nichtregierungs-
organisationen (NGOs) um 
Fördergelder bewerben kön-
nen. Angestrebt sind Zuschüs-
se von 1 bis 3 Millionen Euro 
an Projekte, die „getestet“ und 
„messbar“ sind, sagt Knigge. 
Sie sollten regional eingebun-
den sein und idealerweise eine 
gewisse Leuchtturmfunktion 
für weitere Projekte haben. Die 
durchführenden NGOs sollten 

eine lokale Präsenz sowie spe-
zielle Expertise zum Thema ha-
ben, und sie sollten die Zivilge-
sellschaft miteinbeziehen.

Gefördert werden kön-
nen Projekte auf der ganzen 
Welt, der Fokus liegt aber auf 
Afrika, Lateinamerika und der 
Karibik. Sie müssen mit der 
UN-Biodiversitätskonvention, 
der Agenda 2030 sowie dem 
10-Punkte-Aktionsplan zum 
Meeresschutz des BMZ über-
einstimmen (siehe Hauptarti-

kel). Ziel des Blue Action Fund 
ist es, zum Schutz des Meeres 
und der Küsten sowie deren 
nachhaltiger Nutzung beizu-
tragen. Er will außerdem nach-
haltige Lebensgrundlagen für 
die Küstenbewohner sichern. 
Ein wichtiges Ziel ist es auch, 
die Schutzgebiete miteinander 
zu vernetzen. (sb)

LiNK

Blue action Fund:

www.blueactionfund.org F o
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Mangrovenwälder spielen eine besondere rolle beim Küstenschutz: 

aufforstungsprogramm in Kenia. 
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Neue SeidenstraSSe

Im Inland hui, im Ausland pfui

China setzt zunehmend auf erneuerbare 
Energien, ist Weltspitze beim Zubau „grüner“ 
Stromerzeugungskapazitäten und bemüht, 
die Luftverschmutzung im eigenen Land in 
den Griff zu bekommen. Der Preis dafür ist 
allerdings eine Verlagerung von schmutzigen 
Industrien, Umweltkosten und Energienut-
zung ins Ausland.

Von Katja Dombrowski

Während die Volksrepublik zu Hause den 
Neubau von Kohlekraftwerken zurückfährt 
und sauberere und effizientere Technik 
einsetzt, investieren chinesische Firmen 
mit staatlicher Unterstützung im Ausland 
stark in – zumeist veraltete – Kohlekraft. 
Einen riesigen Markt dafür sieht China in 
den Ländern, die sein riesiges Infrastruktur-
Investitionsprogramm Belt and Road Ini
tiative (BRI) adressiert (siehe auch E+Z/D+C 
e-Paper 2017/10, S. 8).

Wie Jiahai Yuan, Professor an der 
North China Electric Power University in 
Peking, bei der Weltklimakonferenz im No-
vember in Bonn sagte, leben dort noch viele 
Menschen ohne Strom: „Der Verbrauch ist 
sehr niedrig und das Wachstumspotenzial 
sehr groß.“ Der Fokus müsse zwar auf erneu-
erbaren Energien liegen, zumal die Luftver-
schmutzung vielerorts ein großes Problem 
sei. In „sauberer“ Kohle stecke jedoch eben-
falls ein großes Potenzial.

Offiziell verfolgt China im Rahmen 
der BRI einen nachhaltigen Ansatz. Im 
September 2016 wurde die „Belt and Road 
Green Development Partnership“ von chi-
nesischen und internationalen Thinktanks, 
Umweltschutzorganisationen und Stif-
tungen gegründet. Sie sollen Empfehlungen 
abgeben, wie die BRI die Nachhaltigkeits-
Entwicklungsziele (SDGs – Sustainable 
Development Goals) und die nationalen 
Klimaziele des Pariser Vertrags unterstüt-
zen kann. Das wolle China, versichert Guo 
Hongyu von der chinesischen Umwelt-NGO 
Greenovation Hub.

Die Realität sieht jedoch anders aus. 
Chinas Investitionen im Energiebereich 
konzentrieren sich nicht auf Erneuerbare, 

sondern auf Kohle. Laut der aktuellen Stu-
die „Silk Road Bottom Up“, die die Stiftung 
Asienhaus und die gemeinnützige Organi-
sation Chinadialogue gemeinsam herausge-
geben haben, finanzieren chinesische Ban-
ken zu 65 Prozent Kohlekraftwerke, aber nur 
zu einem Prozent Windkraftprojekte. In den 
Jahren 2007 bis 2013 seien 40 Prozent aller 
staatlichen Gelder für Kohleprojekte welt-
weit aus China gekommen.

Ziel sind vor allem die asiatischen 
BRI-Länder. Ende 2016 war China dem-

nach an 240 Kohlekraft-Projekten mit ei-
ner Gesamtkapazität von 251 Gigawatt in 
25 BRI-Ländern beteiligt. Darüber hinaus 
hätten chinesische Unternehmen Interes-
se am Bau oder Betrieb von mindestens 92 
weiteren Kohlekraftwerken in 27 Ländern 
geäußert. Der Großteil davon verwende ver-
altete Technik, sei also wenig effizient. Eine 
Analyse von Dokumenten und Aussagen 
im Zusammenhang mit der BRI zeigt laut 
Asienhaus-Studie, dass Umweltverträglich-
keitsprüfungen bei den Investitionen kaum 
eine Rolle spielen. Erschwerend komme 
hinzu, dass sich chinesische Unternehmen 
und Finanzinstitute nur an die Gesetze und 

Umweltvorgaben in den jeweiligen Investi-
tionsländern halten müssen. Die Standards 
seien oft sehr niedrig.

Eins der Länder, in denen eine große 
Zunahme von Kohlekraftwerken erwartet 
wird, ist Vietnam. Möglich ist das nur mit 
chinesischem Geld und chinesischer Tech-
nik, denn Vietnam fehlen die Mittel für sei-
nen geplanten großen Infrastrukturausbau. 
Laut Nguyen Tuan Anh vom Ministerium 
für Planung und Investitionen werden bis 
2030 148 Milliarden Dollar benötigt, drei 
Viertel davon für zusätzliche Stromerzeu-
gung und ein Viertel für den Netzausbau. 
„Chinesische Investoren sind vor allem an 
Kohle interessiert“, bestätigt er.

Das Engagement des großen Nachbarn 
ist willkommen, birgt jedoch auch Risiken. 
Dazu gehören laut der Asienhaus-Studie 

eine immer größere wirtschaftliche Abhän-
gigkeit und ein unkontrollierter Zustrom 
chinesischer Arbeitskräfte. Zudem sei die 
chinesische Technik erfahrungsgemäß oft 
von schlechter Qualität, Arbeitssicherheit 
werde kleingeschrieben, die Umsetzung sei 
langsam und Umweltschäden seien hoch.

Link

China-Programm/Stiftung Asienhaus, 

Chinadialogue (Hrsg.): Silk Road Bottom Up. 

Regional perspectives on the „Belt and Road 

Initiative“.

www.asienhaus.de/uploads/tx_news/

Broschuere_Silk_Road_Bottom-Up_2017.pdf Fo
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Chinas Präsident Xi Jinping (links) im November in Hanoi, hier mit dem Generalsekretär des 

Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Vietnams, Nguyen Phu Trong. Bei dem 

Staatsbesuch wurde eine Vereinbarung zur Umsetzung der Belt and Road Initiative unterzeichnet.
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Vernachlässigte Tropenkrankheiten

Verzahnung statt Silodenken

Um vernachlässigte Tropenkrankheiten dau-
erhaft zu besiegen, müssen Maßnahmen aus 
verschiedenen Bereichen besser koordiniert 
werden. Dazu gehören nicht nur die Stär-
kung von Gesundheitssystemen und der 
Ausbau von Hygiene-Programmen, sondern 
auch Armutsbekämpfung, Ernährungssiche-
rung, Klimaschutz und Geschlechtergerech-
tigkeit.

Von Esther Dopheide

Laut Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
gehören 20 Krankheiten zu den vernachläs-
sigten Tropenkrankheiten (neglected tropi-
cal diseases – NTD) (siehe E+Z/D+C e-Paper 
2016/11, S. 14). Die häufigsten sind Fluss-
blindheit, Trachom, Elefantiasis, Wurmer-
krankungen und Bilharziose. Weltweit sind 
mehr als 1,5 Milliarden Menschen unmittel-
bar von NTDs betroffen. Bis zu eine halbe 
Million Menschen sterben jährlich an ihren 
Folgen.

Der Begriff „vernachlässigte Tropen-
krankheiten“ unterstreicht, dass vor allem 
Menschen in Entwicklungsländern erkran-
ken, insbesondere Frauen, Kinder und Men-
schen mit Behinderungen – es handelt sich 
also um Krankheiten vernachlässigter Men-
schen. Gleichzeitig sind die Krankheiten 

vernachlässigt, denn lange Zeit stand nur 
wenig Geld für Forschung und Behandlung 
zur Verfügung.

Inzwischen setzt eine breit aufgestell-
te NTD-Community aus NGOs, Pharma-
industrie und staatlichen Stellen weltweit 
zahlreiche Programme um. An vielen – auch 
deutschen – Forschungseinrichtungen arbei-
ten Wissenschaftler zu dem Thema. Was nach 
wie vor fehlt, ist eine bessere Vernetzung mit 
Programmen aus anderen Bereichen.

Insbesondere das von Deutschland 
während der G20-Präsidentschaft 2017 
forcierte Engagement zur Gesundheits-
systemstärkung sollte Hand in Hand mit 
dem Kampf gegen NTDs gehen. Zu diesem 
Schluss kommt eine Studie des Deutschen 
Netzwerks gegen vernachlässigte Tropen-
krankheiten, die Ende November auf einer 
Fachtagung der Christoffel-Blindenmission 
(CBM) in Berlin vorgestellt wurde. Die Ex-
perten dort waren sich einig, dass es nicht 
reicht, neue Medikamente zu entwickeln 
und zur Verfügung zu stellen. Es muss auch 
die Infrastruktur für deren Verteilung vor 
Ort geschaffen werden. Jürgen May vom 
Bernhard-Nocht-Institut für Tropenme-
dizin in Hamburg sagt: „In manchen ent-
legenen Regionen bekommen Sie leichter 
eine kalte Cola als Medikamente.“

Um NTDs dauerhaft einzudämmen, 
ist der Aufbau einer umfassenden Gesund-
heitsversorgung notwendig. Dazu gehören 
neben wirksamen und erschwinglichen 
Medikamenten vor allem Gesundheitsstati-
onen mit geschultem Fachpersonal, kosten-
lose Behandlungen und nicht zuletzt die 
Aufklärung der Bevölkerung über Krank-
heitsursachen und Vorbeugung. Wichtig 
ist, dass die Gesundheitsdienstleistungen 
wirklich für alle zugänglich sind. Toyin Ade-
remi-Ige, Leiterin des CBM-Landesbüros 
in Nigeria – dem Land mit den höchsten 
NTD-Infektionsraten Afrikas – und selbst 
Rollstuhlnutzerin, weiß aus eigener Erfah-
rung, dass Menschen mit Behinderungen 
noch viel zu oft ausgeschlossen sind. „Das 
Problem muss von verschiedenen Seiten an-
gegangen werden“, fordert sie.

Zum Beispiel verringern eine flächen-
deckende Versorgung mit sauberem Wasser 
und die Verbesserung von Hygienestan-
dards das Ansteckungs- und Erkrankungs-
risiko. Umgekehrt leisten Maßnahmen 
zur NTD-Bekämpfung einen Beitrag zur 
Gesundheitssystemstärkung in Entwick-
lungsländern, denn sie bringen dringend 
benötigte Basisversorgung selbst in die 
entlegensten Regionen. Und der Bau von 
Brunnen verbessert nicht nur die Hygiene, 
sondern auch die Ernährungssituation der 
Menschen vor Ort und hilft so umfassend 
bei der Krankheitsvorbeugung.

Eine Verzahnung der Maßnahmen 
aus den verschiedenen Bereichen ist nicht 
nur für die Stärkung von Gesundheits-
systemen und den Ausbau von Hygiene-
Programmen sinnvoll. Die Autoren der 
Studie nennen auch Armutsbekämpfung, 
Ernährungssicherung, Klimaschutz und 
Geschlechtergerechtigkeit als wichtige Ele-
mente einer integrierten NTD-Arbeit. Alle, 
die sich gegen Ungleichheit engagieren, 
müssten konsequenterweise auch vernach-
lässigte Tropenkrankheiten bekämpfen, so 
der Appell. Nur so bleiben NTDs nicht län-
ger die Krankheiten der vernachlässigten 
Menschen.

Link

Kickbusch, I., und Franz, C., 2017: Die 

integrierte Umsetzung der Bekämpfung der 

vernachlässigten Tropenkrankheiten – Potential 

Deutschlands.

www.dntds.de/de/aktivitaeten-details/

deutschlands-potential-bei-der-bekaempfung-

von-vernachlaessigten-tropenkrankheiten.html Fo
to

: C
B

M

Wari Sanda aus 

Nigeria ist an 

Flussblindheit 

erkrankt, sein Sohn 

Barmani begleitet 

ihn, wann immer er 

ausgeht. Nigeria ist 

das Land mit den 

höchsten 

Infektionsraten  

für vernachlässigte 

Tropenkrankheiten  

in ganz Afrika. 



E+Z  e-Paper  Januar 2018� 8

Monitor: Konferenzen und Studien

Arabische Länder

Tunesiens Tradition intellektueller 
Exzellenz

Als Demokratie ist Tunesien unter den ara-
bischen Ländern eine Ausnahme. Die 
Gründe, dass der Wandel von der Diktatur 
nach dem arabischen Frühling gelang, haben 
tiefe historische Wurzeln.

Von Hans Dembowski

Vor sieben Jahren stürzten Proteste den 
tunesischen Diktator Zine el-Abidine Ben 
Ali. Der Funke sprang schnell auf die gan-
ze arabische Welt über, und bald hatten 
autokratische Herrscher auch in Ägypten, 
Libyen und Jemen die Macht verloren. In 
Syrien begann der verheerende Bürgerkrieg. 
Mit der Ausnahme Tunesiens sind aber alle 
Länder des arabischen Frühlings heute ent-
weder wieder Diktaturen oder gescheiterte 
Staaten.

Beobachter streiten darüber, ob Tune-
sien ein Leuchtturm der Hoffnung in einer 
krisengeschüttelten Weltgegend oder ein 
Sonderfall ist, der nicht als Modell taugt. 
Safwan M. Masri von der Columbia Univer-
sity gehört zur zweiten Gruppe. In seinem 
kürzlich erschienenen Buch „Tunisia – An 
Arab anomaly” erläutert er die vielen Un-
terschiede zwischen Tunesien und anderen 
arabischen Ländern. Ihm zufolge reichen 

die Gründe dafür, dass Tunesien eine beson-
dere nationale Identität und eine lebendige 
Zivilgesellschaft hat, weit in die Geschichte 
zurück:

●● Organisierte Staatlichkeit gibt es in 
Tunesien seit Karthago, der Stadt, die vor 
mehr als 2000 Jahren der Konkurrent Roms 
war und dann von Rom erobert wurde. Die 
heutigen Landesgrenzen entsprechen de-
nen der damaligen römischen Provinz. 
Dank seiner Lage war Tunesien immer ein 
Zentrum des Mittelmeerhandels mit urba-
ner Kultur und vergleichsweise guter In-
frastruktur. Stammeszugehörigkeit spielte 
deshalb eine geringere Rolle als anderswo in 
Nordafrika und dem Nahen Osten.

●● Nach der arabischen Eroberung im 
späten siebten Jahrhundert wurde die Stadt 
Kairouan eine Hochburg muslimischer Ge-
lehrsamkeit. Tunesien bildete eine eigene 
Version des sunnitischen Islams heraus, die 
regionale Traditionen integrierte, und hatte 
durchgehend wechselnde Zentren intellektu-
eller Exzellenz. Das Land war weit genug von 
anderen muslimischen Machtzentren ent-
fernt, um von diesen nicht dominiert zu wer-
de, stand aber immer in Kontakt mit Europa.

●● Im 19. Jahrhundert entwickelten tune-
sische Intellektuelle Modernisierungskon-

zepte. Neue Bildungseinrichtungen wurden 
geschaffen, und einige von ihnen hatten 
mit dem Glauben nichts zu tun. Weltliche 
und religiöse Schulen pflegten regen Aus-
tausch untereinander. Tunesien setzte der 
Sklaverei vor den USA ein Ende, und seine 
Intellektuellen sprachen sich früh für Frau-
enrechte aus.

●● Habib Bourguiba, der autokratische 
Herrscher, der Tunesien in die Unabhängig-
keit führte, baute auf Tunesiens Besonder-
heiten auf. Er wandte sich gegen den Pan-
arabismus, der die imperialen Mächte für 
alle Probleme verantwortlich machte, aber 
wenig zur positiven Entwicklung beitrug. 
Bourguiba investierte in das bilinguale fran-
zösisch-arabische Bildungswesen, in dem 
der Glaube nicht sonderlich betont wurde. 
Die Gewerkschaften behielten Freiräume, 
und das Familienrecht stellte Frauen besser 
als in anderen Ländern der Region. Bour-
guibas Militärausgaben blieben gering, weil 
er die Armee nicht zu einem Machtzentrum 
machen wollte.

Masri erläutert überzeugend, dass 
uralte Traditionen intellektueller Unab-
hängigkeit und staatlicher Zusammen-
gehörigkeit das heutige Tunesien prägen 
sowie dass Bourguiba auf dieser Basis trotz 
seiner autoritären Haltung die Gesellschaft 
modernisierte. Der langfristige Erfolg von 
Tunesiens junger Demokratie ist aber alles 
andere als gewährleistet. Masri findet viel-
versprechend, dass die islamistische En-
nahda sich als Partei mit demokratischen 
Muslimen neu definiert hat. Er räumt aber 
auch ein, dass Terrorismus ein Problem ist 
und dass fanatische Extremisten die Demo-
kratie scheitern sehen wollen.

Augenscheinlich betrachten die Fana-
tiker Tunesien eben doch als potenzielles 
Modell, und das ist angesichts des Tempos, 
in dem der arabische Frühling auf andere 
Länder übersprang, auch plausibel. Offen-
sichtlich identifizierten sich Menschen in 
anderen Ländern mit dem, was in Tunesien 
geschah. Tunesien taugt sicherlich nicht als 
Blaupause, aber sein Vorbild ist relevant. 
Nationen lernen voneinander, auch wenn 
die Ausgangsbedingungen unterschiedlich 
sind. Entscheidend ist, ob Menschen die 
Entwicklung anderswo verfolgen und auf 
sich selbst beziehen.

Quelle

Masri, Safwan M., 2017: Tunisia – An Arab 

anomaly. New York: Columbia University Press. Fo
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Demonstrantin im 

Januar 2011 in Tunis. 
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Weit verbreiteter 
Kinderschmuggel
Viele Menschen aus Simbabwe arbeiten 
in Südafrika. Sobald sie sich dort eine 
Lebensgrundlage aufgebaut haben, 
lassen sie ihre Kinder nachkommen. Viele 
Minderjährige reisen allein und ohne 
Dokumente – Schmuggler bringen sie 
über die Grenze.

Thembi Nyathis Familie war froh, 
als die Mutter in das reiche Nachbarland 
Südafrika zog, weil sie dort arbeiten und 
Geld nach Hause schicken konnte. Sie 
versprach, ihre kleine Tochter nachzuho-
len, aber es dauerte drei Jahre, bis es so 
weit war.

Endlich brach die vierjährige Them-
bi aus Bulawayo, Simbabwes zweitgrößter 
Stadt, auf, um in Südafrika mit ihrer 
Mutter zu leben. Sie reiste zusammen 
mit mehreren anderen Kindern. Dieser 
Reporter folgte den minderjährigen Mi-
granten, getarnt als illegaler Grenzgänger.

Der Transporter, mit dem die kleine 
Thembi reiste, nahm genau 45 Kinder im 
Alter zwischen zwei bis neun Jahren mit 
– sie alle wollten nach Südafrika. Keines 
der Kinder hatte einen Reisepass.

Die Schmuggler behaupten, dass 
sie alle Kinder genau nachverfolgen, 
die sie von Simbabwe nach Südafrika 
bringen. Die Eltern bezahlen mindestens 
800 Rand (55 Dollar) pro Kind pro Reise. 

Aber Bestechungsgelder für Polizei und 
Grenzbeamte in beiden Ländern treiben 
die Kosten hoch.

Oft gelangen die Jungen und Mäd-
chen nicht an ihr Ziel. „Thembi wurde nie 
zu ihrer Mutter nach Südafrika gebracht“, 
erzählt Melisa Ngulube, Thembis Tante, 
zwei Monate später daheim in Bulawayo. 
„Sie wurde von demselben Transporter, 
der sie nach Südafrika bringen sollte, 
hierhin zurückgefahren, weil ihre Mutter 
nicht genug für ihre Übergabe bezahlt 
hatte. Der Fahrer forderte 800 Rand zu-
sätzlich und sagte, das Geld, das er vorher 
bekommen hatte, sei auf der Reise durch 
die Bestechungen aufgebraucht wor-
den.“ Weil ihre Mutter die zusätzlichen 
Kosten nicht bezahlen konnte, wurde die 
vierjährige Thembi zurück zu ihrer Tante 
gebracht.

2017 wurden laut dem „Zimbabwe-
South Africa Cross-Border Coordination 
Committee for Unaccompanied and 
Separated Migrant Children“ 150 ge-
schmuggelte Kinder abgefangen. Für die 
simbabwische Regierung ist der Kinder-
schmuggel eine enorme Herausforde-
rung. „Jeden Tag verhaften wir eine Reihe 
von Schleusern, die mit Kinderschmuggel 
Geld verdienen“, sagt der Polizeibeamte 
Francis Phiri.

Jeffrey Moyo  

ist Journalist und lebt in 

Harare, Simbabwe. 

 

moyojeffrey@gmail.com

Simbabwe

südafrika

 Harare

 Kapstadt
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Debatte: Meinungsbeiträge

Bürgerkrieg

Wechselnde Bündnisse

Den Jemen plagt eine schwere humanitäre 
Krise. Die Ursache ist der Bürgerkrieg, in den 
ausländische Mächte eingreifen. Nach dem 
Tod des früheren Präsidenten Ali Abdullah 
Saleh ändert sich die Konfliktdynamik, aber 
das Leiden wird noch lange weitergehen.

Von Maysam Behravesh

Die vom Iran unterstützten schiitischen 
Huthi-Rebellen, die auch als „Ansar Allah“ 
bekannt sind, haben Saleh am 4. Dezember 
getötet. Kurz zuvor hatte der frühere Dik-
tator im Fernsehen ein seit drei Jahren be-
stehendes Bündnis mit ihnen aufgekündigt 
und Jemeniten aufgerufen, wieder Kontrol-
le über ihr Land zu bekommen. Obendrein 

richtete er an die von den Saudis geleitete 
Koalition arabischer Staaten ein Friedens-
angebot. Diese bekämpft Ansar Allah seit 
Anfang 2015. Die Saudis wollen den abge-
setzten Präsidenten Abed Rabbo Mansur 
Hadi wieder an die Macht bringen.

Die Huthis fühlten sich von Saleh be-
trogen, weil er heimlich Kontakt mit den 
Vereinigten Arabischen Emiraten und Sau-
di-Arabien hatte. Ansar-Allah-Anführer Ab-
dul Malik al-Houthi nannte den Tod Salehs 
eine „großartige und bedeutsame Ange-

legenheit“. 1978 war Saleh Präsident des 
Nordjemens geworden, und nach der Ver-
einigung der beiden Landeshälften stand 
er nach 1990 an der Staatsspitze. Er war für 
seine autoritäre Haltung und Korruption 
bekannt, bis er 2011 durch Proteste gestürzt 
wurde.

Der Tod des früheren Diktators wird 
die Dynamik des Bürgerkriegs verändern 
sowie die Macht-Balance zwischen dem Iran 
und Saudi-Arabien erschüttern. Diese Län-
der unterstützen im Bürgerkrieg verschie-
dene Lager.

Von Anfang an war das Bündnis zwi-
schen Ansar Allah und Saleh taktisch und 
nicht strategisch. Tatsächlich hatten die 
Huthis gegen ihn gekämpft, als er noch im 

Amt war. Die eigenartigen Partner fanden 
wegen der saudischen Intervention zusam-
men. Ihre Vernunftehe wirkte aber schon 
seit einiger Zeit angeschlagen. Drei Mo-
nate vor seinem Tod bezeichnete Saleh die 
Huthis als Milizionäre, die das Land erobern 
wollten. Daraufhin warf die Ansar-Allah-
Führung ihm „Dolchstöße“ vor. Bei Schar-
mützeln starben in der Folge vier Menschen.

Die Straßenkämpfe, die vor Salehs Tod 
in Sanaa tobten, waren noch blutiger. Min-
destens 125 Menschen verloren ihr Leben.

In Teheran werten viele Hardliner das 
Ende Salehs als Sieg der Huthis, obwohl der 
Bruch des Bündnisses für deren Stellung 
im Jemen kein gutes Omen ist. Nicht ohne 
Grund hat ein Sprecher des iranischen Au-
ßenministeriums beide Seiten aufgefordert, 
ihre Differenzen schnell friedlich zu klären 
und sich wieder gegen den gemeinsamen 
Feind Saudi-Arabien zusammenzutun.

Ansar Allah hat bewiesen, dass seine 
Kämpfer im asymmetrischen Guerrillakrieg 
stark sind. Dennoch fehlen ihnen militä-
risches Wissen und das Training einer kon-
ventionellen Armee. Diese Defizite glichen 
bisher Militärkräfte, die zu Saleh hielten, 
aus. Fast wäre es den Rebellen gelungen, mit 
einer Rakete Riads internationalen Flugha-
fen zu treffen. Ohne die Unterstützung je-
menitischer Offiziere aus Salehs Lager wäre 
das kaum möglich gewesen.

Mittlerweile haben die Saudis Salehs 
Sohn Ahmed, der Berichten zufolge in den 
Vereinigten Arabischen Emiraten unter 
Hausarrest stand, nach Riad geholt. Sie hof-
fen offenbar, dass er das Machtvakuum, das 
sein Vater hinterlässt, füllen kann und des-
sen Anhänger gegen die Huthis mobilisiert. 
Wenn das geschieht, werden die Huthis, 
die derzeit Sanaa und weite Gegenden im 
Westen des Jemens kontrollieren, auf den 
Schlachtfeldern unter Druck geraten.

In letzter Zeit war der jemenitische 
Stellvertreterkrieg für den Iran günstig ge-
laufen. Nun werden die iranischen Revo-
lutionsgarden ihre Unterstützung für die 
Huthis möglicherweise ausbauen und diese 
antreiben, Saudi-Arabien anzugreifen. Vom 
Huthi-Gebiet aus sind wieder Raketen geflo-
gen.

Insgesamt ist Salehs Tod kein Zei-
chen dafür, dass der Bürgerkrieg, der seit 
drei Jahren tobt und schon mehr als 10 000 
Menschenleben gefordert hat, bald zu Ende 
geht. Die Zivilbevölkerung wird unter der 
Eskalation des Konflikts leiden; Hunger und 
Not werden wohl zunehmen. Wie in Syrien 
dauert der Krieg wegen des Eingriffs frem-
der Mächte länger, als eigentlich zu erwar-
ten wäre.
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Simbabwe

Das Ende einer Dynastie bedeutet 
noch keine Demokratie

Nach dem Rücktritt Robert Mugabes am 21. 
November haben die Menschen auf den 
Straßen gefeiert. Das Land ist seit 1980 
unabhängig, doch seine Bewohner waren 
niemals wirklich frei. Politische Führer und 
das Militär haben ihre Rechte nie respektiert. 
Emmerson Mnangagwa, neuer Präsident und 
Chef der Regierungspartei, hat Demokratie 
versprochen, steht aber in Wirklichkeit für 
eine Fortsetzung der bestehenden Machtver-
hältnisse.

Von Henning Melber

Mugabe regierte Simbabwe 37 Jahre lang 
mit eiserner Hand. Genozid, Wahlfälschung 
und die systematische Verfolgung von Me-
dien, politischen Gegnern und Aktivisten 
prägten seine Herrschaft. Der politische 
und militärische Machtapparat unter dem 
Schirm der Regierungspartei ZANU-PF be-
handelte das Land im „Mugabismus“ wie 
sein Privateigentum. Seit der Jahrtausend-
wende haben Millionen Menschen Sim
babwe wegen politischer Unterdrückung, 
wirtschaftlichen Niedergangs und einer 
dramatischen Verschlechterung der Le-
bensbedingungen verlassen.

Mugabe war der Antrieb und das Ge-
sicht des Mugabismus, aber er handelte 
nicht allein. Mnangagwa stand 50 Jahre 
lang an seiner Seite. Er war einst sein Leib-
wächter und saß mehrere Jahre mit ihm 
zusammen im Gefängnis. Zusammen schal-
teten sie politische Gegner aus – wenn nö-
tig, auch physisch.

Mnangagwa blieb Mugabe gegenüber 
in allen Machtkämpfen loyal. Unterdessen 
trieb er seinen eigenen Aufstieg voran. 
Er war seit der Unabhängigkeit immer 
Teil der Regierung und des staatlichen 
Sicherheitsapparats und koordinierte die 
meisten Wahlkämpfe der ZANU-PF. Wahl-
fälschung ging genauso auf sein Konto 
wie auf das Mugabes und des Militärs, das 
zunehmend aus den Kasernen heraus re-
gierte.

In den 1980er Jahren war Mnangag-
wa als Minister für Staatssicherheit für das 
Massaker an mehr als 20 000 Angehörigen 
der ethnischen Minderheit der Ndebele 
verantwortlich. Dissidenten bezeichnete 
er als „Kakerlaken“ und die Schlächter der 
Armee als „DDT“, ein Insektizid. Der Kritik 
der katholischen Kirche begegnete er mit ei-
ner zynischen Verdrehung der Bergpredigt: 
„Selig sind, die den Gesetzen der Regierung 
folgen, denn ihre Tage auf Erden werden 
vermehrt. Doch wehe denen, die den Weg 
der Zusammenarbeit mit Dissidenten wäh-
len, denn deren Zeit auf Erden werden wir 
verkürzen.“

Es ist kein Zufall, dass Mnangagwa 
„das Krokodil“ genannt wird. Auf Shona, 
der am weitesten verbreiteten Sprache in 
Simbabwe, heißt Krokodil „ngwena“, und 
der Begriff wird mit Verstohlenheit und 
Rücksichtlosigkeit assoziiert. Mnangagwa 
ist stolz darauf, sich seinen Spitznamen 
„verdient“ zu haben. Das hätte als Warnung 
an Mugabe aufgefasst werden können – 
schließlich schnappt ein Krokodil zu, wenn 
es angegriffen wird. Aber den alternden 
Herrscher schienen seine einstigen Talente 
als gerissener Stratege verlassen zu haben. 
Er wurde zusehends von seiner 40 Jah-
re jüngeren Frau Grace ferngesteuert, die 
wegen ihres Faibles für Luxusartikel auch 
„Gucci Grace“ genannt wird. Die macht-
hungrige First Lady entwickelte sich zu  
Mnangagwas ernsthaftester Rivalin für Mu-
gabes Nachfolge.

Mnangagwas Rausschmiss, der die 
Krise ausgelöst hatte, rief das Militär – das 
Rückgrat des Mugabismus – auf den Plan. 
Die Offiziere fürchteten, unter Grace ihre 
Macht zu verlieren. Das Krokodil war ihr 
Mann und der Garant für eine Fortsetzung 
der bestehenden Machtverhältnisse.

Als das Militär die Macht im Land 
übernahm, betonte es, dass es sich nicht 
um einen Putsch handele, sondern um eine 
„parteiinterne Angelegenheit“. Nach Muga-
bes Rücktritt setzte die Armee eine neue Re-
gierung ein, die das Vertrauen derer genoss, 
die Macht haben, ohne politische Posten zu 
bekleiden. Die Generation der Unabhängig-
keitskämpfer hat sich bis auf weiteres gegen 
die Emporkömmlinge durchgesetzt, die 
eine Bedrohung ihrer persönlichen Interes-
sen darstellen.

Das Ende einer Dynastie bedeutet 
noch keine Demokratie. Öffentlich hat  
Mnangagwa „vollständige Demokratie“ ver-
sprochen. Doch gegenüber Parteimitglie-
dern der ZANU-PF sagte er, die Karawane 
werde weiterziehen, auch wenn die Hunde 
bellen. Ein Sprichwort besagt: Ein Leopard 
kann seine Flecken nicht ändern. Bleibt die 
Frage, ob ein Krokodil aus seiner gepan-
zerten Haut herauskann.
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EU-Afrika-Gipfel

Mehr zivilgesellschaftliche 
Beteiligung erforderlich

Der fünfte EU-Afrika-Gipfel in Abidjan (Elfen-
beinküste) war mit großen Hoffnungen für 
eine Neugestaltung der europäisch-afrika-
nischen Zusammenarbeit verbunden. Das 
Motto des Gipfels lautete: „In die Jugend 
investieren – für eine nachhaltige Zukunft“. 
Letztendlich kam dieses Thema aber kaum 
zur Sprache. Überhaupt bleiben die Ergeb-
nisse des Gipfels weit hinter den Erwar-
tungen zurück.

Von Maria Klatte

Die Zivilgesellschaft erfuhr beim EU-
Afrika-Gipfel nur eingeschränkten Hand-
lungsspielraum: Den im Vorfeld auch von 
MISEREOR organisierten Alternativgipfel 
„Forum Citoyen Afrique-Europe“ brachen 
lokale Polizeikräfte einen Tag vor der Er-
öffnung des offiziellen Gipfels ohne An-
gabe von Gründen ab. Auf dem Forum 
waren mehr als 500 Delegierte aus 16 afrika-
nischen und sieben europäischen Ländern 
zusammengekommen, um anhand von 
drängenden Themen wie Jugendarbeitslo-
sigkeit, Migration, Handelsbeziehungen, 
Landrechte, Agrarwirtschaft, Fischerei und 
Klimawandel politische Empfehlungen für 
gerechte und inklusive Beziehungen zwi-
schen Europa und Afrika zu erarbeiten.

Der erzwungene Abbruch hinderte die 
Teilnehmenden daran, ihre Vorschläge an 

den offiziellen Gipfel zu übergeben. Er ist 
ein ernüchterndes Symbol für die mangeln-
de Beteiligung der Zivilgesellschaft an einer 
zukunftsfähigen Gestaltung der EU-Afrika-
Beziehungen.

Der EU-Afrika-Gipfel selbst war durch 
die Nachrichten über den Sklavenhandel in 
Libyen dominiert. In der medialen Bericht-
erstattung wurde vor allem der Rettungs-
plan für die Flüchtlinge in Libyen aufgegrif-
fen, der vorsah, 3 800 Internierte in Länder 
wie Tschad und Niger auszufliegen. So sym-
bolisch wichtig die Evakuierung der durch 
Sklavenhandel entmenschlichten Flücht-
linge aus Libyen ist, so wichtig wäre es gewe-
sen, dahinter liegende systemische Fragen 
zu thematisieren. Die Migrationspolitik der 
EU der vergangenen Monate hat deutlich 
zur Verschärfung der Menschenrechtslage 
von Flüchtlingen beigetragen. Aufgrund 
des verstärkten EU-Grenzschutzes mussten 
Migranten oftmals auf gefährliche Routen 
ausweichen.

Jenseits der primär von europäischen 
Eigeninteressen geleiteten Debatte zu 
Flucht und Migration wäre es dringend er-
forderlich gewesen, innovative Beschlüsse 
zum gewählten Thema – nachhaltige Per-
spektiven für die Jugend – zu treffen. Sech-
zig Prozent der afrikanischen Bevölkerung 
ist jünger als 25 Jahre. Der Großteil von ih-
nen hat nach wie vor keinen Zugang zu Bil-

dung, Berufsbildung und nachhaltigen Per-
spektiven. Die afrikanische Bevölkerung von 
heute 1,2 Milliarden Menschen wird sich laut 
Prognosen bis zum Jahr 2050 verdoppeln. 
Um nachhaltig Perspektiven für die Jugend 
zu schaffen, ist ein umgreifender Wandel 
der EU-Afrika-Politik erforderlich, der lokale 
Wirtschaft und Berufsbildung fördert.

Nach wie vor sind die politischen 
Vereinbarungen zwischen EU-Staaten und 
afrikanischen Ländern von europäischen 
Eigeninteressen geprägt. Insbesondere die 
bestehenden Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (Economic Partnership Agree-
ments – EPAs) begünstigen starke Akteure 
wie Deutschland, während afrikanische 
Länder weniger oder gar nicht von den 
Vereinbarungen profitieren. So verdrängen 
aus der EU importierte Lebensmittel wie 
Milchpulver, Tomatenpaste, Geflügel oder 
Schweinefleisch vielerorts die Produkte von 
Kleinbauernfamilien von den lokalen Märk-
ten und zerstören damit wichtige Einkom-
mensquellen.

Angesichts der hohen Jugendarbeits-
losigkeit in Afrika sind Investitionen nur 
dann beschäftigungswirksam, wenn zeit-
gleich die Qualität von Bildung und Berufs-
bildung gefördert und an die Bedürfnisse 
des lokalen Marktes angepasst werden. 
Neben der Förderung von lokalen Unter-
nehmen, Handwerksbetrieben und Laden-
geschäften muss auch der sogenannte in-
formelle Sektor im Blick behalten werden, 
in dem 84 Prozent der Erwerbsbevölkerung 
beschäftigt ist. Nicht zuletzt sollten Investi-
tionen die Einhaltung menschenrechtlicher 
und ökologischer Standards garantieren.

Fazit: Solange die EU-Afrika-Politik in 
erster Linie Eigeninteressen der EU wie Mi-
grationskontrolle und Exportsteigerungen 
verfolgt, werden sich die wirtschaftliche 
Lage und damit die Perspektiven der jungen 
Generation in Afrika nicht wesentlich ver-
bessern.

Um sicherzustellen, dass das Potenzial 
und die Perspektiven Jugendlicher nachhal-
tig berücksichtigt werden, ist nicht zuletzt 
eine Institutionalisierung zivilgesellschaft-
licher Beteiligung bei europäisch-afrika-
nischen Verhandlungen erforderlich.

Maria Klatte  

leitet die Abteilung Afrika/

Naher Osten bei MISEREOR. 

 

maria.klatte@misereor.de Fo
to

: s
b

Bei der Bekämpfung 

von Jugendarbeits

losigkeit muss auch 

der informelle 

Sektor berücksich-

tigt werden: 

Straßenverkauf in 

Lusaka, Sambia. 



E+Z  e-Paper  Januar 2018� 14

Tribüne: Hintergrund und Analyse

Politikwissenschaft

Zugriff verweigert

Springer Nature ist ein globaler Riese im 
akademischen Verlagswesen mit Hauptsitz 
in Heidelberg. Kürzlich hat sich das Unter-
nehmen Zensurforderungen Chinas gebeugt. 
Von China aus haben Internetnutzer somit 
keinen Zugang mehr zu rund 1000 Artikeln 
über politische Themen wie die Kulturrevolu-
tion oder Tibet. Diese verlegerische Ent-
scheidung hat weltweite Folgen.

Von Jonathan Sullivan

Unter Xi Jinping werden sämtliche Bereiche 
der chinesischen Gesellschaft zunehmend 
eingeschränkt. Kommunistische Partei, Pri-
vatwirtschaft, Medien und Internet, Zivilge-
sellschaft und akademische Welt – überall 
wird versucht, die „Freiheitsgrade“ zu be-
schneiden. Ich möchte China hier nicht meine 
„westlichen Werte“ aufzwingen oder gar dik-
tieren, wie das Land zu führen ist. Es geht mir 
vielmehr um „uns“, um westliche Gesellschaf-
ten, Institutionen, Unternehmen und Indivi-
duen und darum, wie wir mit China umgehen.

Die chinesische Informationspolitik 
verschärft sich. Es war nur eine Frage der 
Zeit, wann versucht würde, westliche Ver-
lage zu kontrollieren. Als Erstes traf es die 
Cambridge University Press. Sie beugte sich 
den chinesischen Behörden und entfernte 
Inhalte von ihrer chinesischen Website. 
Akademiker reagierten empört; aus Angst, 
sein Ruf könnte dauerhaft Schaden neh-
men, machte der Universitätsverlag die Lö-
schung rückgängig. Manche Verlage folgten 
ihm. Andere hingegen, MIT, Oxford und die 
Chicago University Press etwa, verweigerten 
sich einer Selbstzensur. Sage kündigte an, 
sich zu fügen, falls gefordert.

Springer Nature kommt eine beson-
dere Position zu – nicht nur, weil er einer 
der weltweit größten wissenschaftlichen 
Fachverlage ist, sondern auch, weil er chi-
nesischen Internetnutzern den Zugriff auf 
bestimmte Inhalte verweigert. Dieses Vor-
gehen hat Springer Nature sehr ehrlich ver-
teidigt. Man nimmt in Kauf, einen kleinen 
Teil des Katalogs zu entfernen (immerhin 

mehr als 1000 Artikel), um dafür Materi-
al, das dem chinesischen Staat genehm ist, 
weiter zugänglich machen zu können.

Das ist ein stichfestes ökonomisches 
Argument. Das betroffene Material stammt 
ausschließlich aus Zeitschriften, die Arbei-
ten zur chinesischen Politik und ähnlichen 
Gebieten veröffentlichen – was ein sehr klei-
ner Teil des Outputs von Springer Nature 
ist. Verglichen mit der großen Nachfrage, 
die es in der Volksrepublik nach teuren me-
dizinischen, technischen, Wirtschafts- und 
Sprachlerntexten gibt, sind die wirtschaftli-
chen Folgen für den Verlag unerheblich.

Jenseits der rein ökonomischen Ko-
sten-Nutzen-Analyse wirft die Haltung von 
Springer Nature Fragen auf. Der Herausge-
ber untergräbt Ethos (Gedankenfreiheit und 
Verbreitung) und Prozess (Überprüfung 
durch Kollegen statt durch politische Be-
amte), auf denen akademische Forschung 
beruht, indem er die chinesische Regierung 
entscheiden lässt, was „legitimes Wissen“ 
ist. Unter dieser Voraussetzung sollten wir 
hinterfragen, ob Springer Natures Rolle 
im Wissenschaftsbetrieb zulässig ist. Wie 
können wir an die Integrität einer akade-
mischen Institution glauben (denn das sind 
Verlage, auch wenn sie Wirtschaftsunter-
nehmen sind), wenn sie solche Entschei-
dungen einem Gremium überlässt, das 
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keinen wissenschaftlichen Bezug hat und 
politische statt akademischer Interessen 
verfolgt?

Wenn ich einem Wissenschaftsverlag 
ein Manuskript vorlege (das auf meiner vom 
britischen Steuerzahler bezahlten Arbeit 
basiert), gehen wir einen informellen Ver-
trag ein. Ich vertraue darauf, dass mein Text 
kritisch, aber fair von kompetenten Akade-
mikern geprüft wird, die der Verleger aus-
gewählt hat und deren Identität ich nicht 
kenne. Wird meine Arbeit per Blind Peer Re-
view als wissenschaftlich wertvoll erachtet, 
gehe ich davon aus, dass der Artikel zeitnah 
und den gängigen Standards gemäß veröf-
fentlicht und allen Abonnenten zugänglich 
gemacht wird.

Ist dem nicht so, wird mein Vertrauen 
gebrochen und zugleich das aller Akademi-
ker-Kollegen. Ob ein Aufsatz wissenschaft-
lich wertvoll ist, sollte nicht eine Regierung 
entscheiden, der es um politische Korrekt-
heit geht.

Das mag angesichts der „vernachlässi-
gbaren“ Folgen abstrakt klingen, und wahr-
scheinlich betreff en die blockierten Inhalte 
in China eine überschaubare Leserschaft. 

Aber es gibt praktische Implikationen. Wer-
den Artikel chinesischer Wissenschaftler 
entfernt, so kann das deren Karriere gefähr-
den. Die Jahre der Hingabe und der harten 
Arbeit, die es braucht, um akademische 
Forschung zu veröff entlichen, werden zu-
nichtegemacht, wenn Autoren aufgrund der 
Eigenheiten einer simplen Schlüsselwort-
suche – off enbar die von Springer Nature 
verwendete Methode – nicht angestellt oder 
befördert werden.

Noch sind solche Szenarien unwahr-
scheinlich. Ich fürchte aber, dass wir am An-
fang einer Abwärtsspirale stehen. Hier wur-
de ein Präzedenzfall geschaff en. Was kann 
Springer Nature künftig tun, außer nach-
zugeben, wenn die chinesischen Behörden 
erneut fordern, Inhalte zu entfernen? Heute 
wurden „hochsensible“ Themen wie Tibet 
und die Kulturrevolution unzugänglich ge-
macht; morgen mögen es bereits weniger 
sensible Themen sein und so weiter. Dies ist 
ein heikler Weg, an dessen Ende die chine-
sische Defi nition davon steht, was legitimes 
Wissen ist.

Es ist nicht an mir, China Vorgaben 
zu machen. Aber für uns Wissenschaftler 

außerhalb Chinas ist es ein untragbarer Ein-
griff  in unserer grundlegenden Freiheiten, 
wenn eine ausländische Regierung den Wert 
unserer Arbeit bestimmt.

Hinzu kommt, dass Chinas globa-
les Engagement zunimmt. Das Land wird 
sich in wachsendem Maße darum bemü-
hen, seine Interessen durchzusetzen und 
zu schützen. Dabei wird es unweigerlich 
auf unsere Interessen stoßen. Daher ist es 
notwendig, dass wir uns in der westlichen 
akademischen Welt – und in den westlichen 
Gesellschaften allgemein – über unsere In-
teressen und Werte Gedanken machen. Wir 
sollten uns klarmachen, was wir schätzen 
und was wir tun wollen, um unsere Werte 
zu schützen. Schätzen wir die Freiheiten 
wissenschaftlicher Forschung und Veröf-
fentlichung hoch? Oder sind sie verhandel-
bar?
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Industriepolitik

Pragmatismus statt Ideologie

Unter dem Titel „Industriepolitik kontrovers 
diskutiert“ hat Michael Grimm in E+Z/D+C 
(e-Paper 2016/03, S. 31) den Stand der 
Debatte über Industriepolitik anhand einiger 
neuerer Publikationen angemessen resü-
miert. Wir knüpfen an diesen Beitrag an und 
argumentieren, dass es auch für Entwick-
lungsländer nicht darum gehen kann, ob 
industriepolitische Maßnahmen notwendig, 
sondern nur, wie diese zu gestalten sind.

Von Tilman Altenburg und Wilfried 
Lütkenhorst

Worum geht es im Kern, wenn von Indus-
triepolitik die Rede ist? Es geht um den Ver-
such, den wirtschaftlichen Strukturwandel 
so zu gestalten, dass er eine gesellschaft-
lich gewünschte Richtung einschlägt und 
übergeordnete Ziele unterstützend beglei-
tet. Damit liegt es in der Natur der Sache, 
dass Regierungen als politische Akteure in 
marktbasierte Prozesse eingreifen, um wirt-
schaftspolitische Veränderungen zu bewir-
ken. Das bedeutet freilich nicht, die Markt-
wirtschaft durch Planwirtschaft zu ersetzen.

Industrie- und Entwicklungsländer 
stehen gleichermaßen vor epochalen He-
rausforderungen: In der Entwicklungsa-
genda geht es seit langem darum, Armut 
und Ungleichheit zu reduzieren sowie einen 
rasanten Urbanisierungsprozesses zu be-
wältigen. Gegenwärtig hinzu kommen die 
Notwendigkeit der Dekarbonisierung von 
Energie-, Produktions- und Transportsy-
stemen (DDPP 2015) sowie die Reaktion auf 
disruptive technologische Digitalisierungs-
trends (OECD 2017). Deren Auswirkungen 
prägen den Strukturwandel in allen Län-
dern. Sie betreffen sowohl nationale Volks-
wirtschaften als auch regionale und globale 
Wertschöpfungsketten, von denen gerade 
exportorientierte Entwicklungsländer stark 
abhängig sind, um wachsen zu können.

Wichtige Fragen dabei sind: Wie lässt 
sich die Urbanisierung nachhaltig gestal-
ten? Welche Technologien sind von kri-
tischer Bedeutung für die Bekämpfung des 
Klimawandels? Und wie wirken sich zuneh-
mend digitalisierte Produktionsprozesse 
auf die Zukunft der Arbeit aus? Und gerade 
für Länder im Anfangsstadium der Industri-

alisierung: Wie kann sichergestellt werden, 
dass die heute eingeschlagenen Pfade zu-
kunftsfähig sind und Fehlinvestitionen zum 
Beispiel in kohlenstoffbasierte Energie- und 
Verkehrssysteme vermieden werden?

In Marktprozesse eingreifen

Industriepolitik ist hier gefordert, Lösungen 
anzubieten. Und so viel steht fest: Es ist 
sinnvoll, steuernd in Marktprozesse ein-
zugreifen. Wer politische Ziele verfolgt, ist 
„doomed to choose“ – „verurteilt zu ent-
scheiden“ (Rodrik/Hausmann 2006). Das 
bedeutet aber gleichzeitig, dass Industrie-
politik sich nicht damit begnügen kann, 
hie und da zeitlich befristete Einzelmaß-
nahmen zur Korrektur von Marktversagen 
zu ergreifen. Dies wird in Lehrbüchern der 
Volkswirtschaftslehre gerne propagiert, da 
diese davon ausgehen, dass der Markt im 
Normalfall die bestmögliche Ressourcenal-
lokation gewährleistet.

Komplexe soziale Ziele sind aber nie 
völlig in Preisen abbildbar; ebenso erfordern 
gleichzeitig ablaufende technologische In-
novationen und institutionelle Verände-
rungen die Lenkung durch die Politik, ins-
besondere wenn es um Systemwechsel (wie 
im Falle der Energiewende) geht. Eine ver-
antwortungsvolle Industriepolitik im Sinne 
einer ökologisch-sozialen Marktwirtschaft 
muss selbst die von funktionierenden Mär-
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kten gelieferten Resultate auf ihre soziale 
Verträglichkeit und Zukunftstauglichkeit 
hinterfragen. Sie muss gegebenenfalls flan-
kierende Anreize und Vorgaben setzen, um 
zum Beispiel Beschäftigungs-, Klima- oder 
Verteilungsziele besser und schneller zu er-
reichen. Damit ist sie letztlich nur normativ 
begründbar.

Liberale Kreise verbreiten gern den 
Vorwurf, jedwede Industriepolitik impli-
ziere die Begünstigung und Subventionie-
rung vorab vom Staat ausgewählter Un-
ternehmen (picking winners) und öffne 
damit Tür und Tor für Lobbying und Sub-
ventionsmissbrauch. Dies ist freilich eine 
ideologische Zuspitzung. Eine rationale 
Industriepolitik definiert zukunftsträch-
tige Technologiekorridore (etwa solche mit 
niedrigen CO2-Emissionen und hoher Res-
sourceneffizienz), setzt fördernde Anreize 
und überlässt dabei Investitionsentschei-
dungen den im Markt konkurrierenden 
Unternehmen. Zudem gibt es zahlreiche 
Optionen, industriepolitische Maßnahmen 
selbst einem Wettbewerb auszusetzen. Sol-
che Ansätze reichen von kompetitiven Bie-
terverfahren zum Beispiel bei Einspeisungs-
tarifen für erneuerbare Energien bis hin zur 
Verknüpfung von Technologieförderung 
mit Clusterkonzepten, die eine Kooperati-
on von Unternehmen, Forschungsinstituti-
onen und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
zur Voraussetzung haben.

Hohe Implementierungsanforderungen

Der Erfolg derartiger industriepolitischer 
Maßnahmen stellt freilich hohe Anfor-
derungen an die Implementierung. Dies 
dürfte vor allem in Ländern mit niedrigem 
Einkommen problematisch werden. Aus-
gerechnet die Länder, in denen Märkte am 
wenigsten funktionieren und die am drin-
gendsten einer entwicklungspolitischen 
Gestaltung des Strukturwandels bedürfen, 
verfügen in der Regel nicht über die dafür 
notwendigen Institutionen (Altenburg/Lüt-
kenhorst 2015).

Die Implikationen, die sich daraus für 
Entwicklungspolitik und Entwicklungszu-
sammenarbeit ableiten, diskutieren wir in 
dem Buch „Industrial Policy in Developing 
Countries – Failing Markets, Weak States“. 
Dort argumentieren wir, dass gerade arme 
Länder vielfältige Ziele wie Wachstum, Pro-
duktivitätssteigerung, Armutsbekämpfung, 
Schaffung von Arbeitsplätzen, ökologische 

Nachhaltigkeit et cetera unter hohem Zeit- 
und Erwartungsdruck der Bevölkerung ver-
folgen müssen.

Bei realistischer Betrachtung verbie-
tet sich daher eine Strategie des Abwartens 
in der Hoffnung, dass marktwirtschaftliche 
Prozesse eine Entwicklung in Gang setzen, 
die dann zur Reifung der erforderlichen 
Institutionen führt. Gefragt sind „second 
best“-Ansätze, die so weit wie möglich auf 
eingebaute Korrektur- und Anpassungsme-
chanismen setzen. So hat sich Folgendes als 
wichtig erwiesen:

●● nationale Transformationsprojekte im 
Konsens aller gesellschaftlichen Gruppen 
zu definieren,

●● Tempo und Sequenzierung der Um-
setzung an die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit von Unternehmen und Arbeitskräf-
ten anzupassen,

●● regelmäßige Erfolgskontrollen und 
Evaluierungen durchzuführen und

●● politische Lernbereitschaft zu forcie-
ren.

Damit wird zugleich ein Klima der 
Transparenz geschaffen, das Korruption 
und politischer Vorteilsnahme und Verein-
nahmung (political capture) entgegenwir-
ken könnte.

Analyse vonnöten

Ein Basiselement jeder evidenzbasierten 
Industriepolitik sind belastbare analytische 
Instrumente. Diese müssen erlauben, aktu-
elle Wirtschaftsstrukturen adäquat abzubil-
den und komparative Wettbewerbsvorteile 
zu identifizieren. Sie müssen darüber hinaus 
hinreichende prognostische Aussagekraft 
besitzen, um eine mittel- bis langfristige 
Prioritätensetzung zu erleichtern. In wel-
chen Technologiefeldern und Wirtschafts-
sektoren realistische Wachstumschancen 
bestehen, ist oft nur schwer abschätzbar 
und erfordert – besonders in Zeiten grund-
legender technologischer Revolutionen, wie 
wir sie derzeit erleben – eine intelligente 
Kombination quantitativer und qualitativer 
Instrumente (Altenburg/Kleinz/Lütken-
horst 2016).

Entwicklungsländer sollten weder 
eine frühzeitige Deindustrialisierung (wie 
sie Rodrik 2015 empirisch nachgewiesen 
hat) akzeptieren, noch können sie sich eine 
fehlgeleitete Industrialisierung leisten. 
Knappe Ressourcen müssen so investiert 
werden, dass produktive und nachhaltige 

Entwicklungspfade beschritten werden. 
Dabei besteht stets das Risiko möglicher 
Fehlentscheidungen, aber das ist kein über-
zeugendes Argument gegen eine rationale 
Industriepolitik. Strategielos und passiv 
auf eine sich rasant verändernde Weltwirt-
schaft zu reagieren birgt die größten Ge-
fahren.
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Regierungskampagne

Herabwürdigung eines Wohltäters

Hedgefonds-Milliardär George Soros unter-
stützt unbeirrt Menschenrechte und liberale 
Demokratie. Seine Open Society Founda-
tions (OSF) finanzieren zivilgesellschaftliche 
Organisationen, Bildungseinrichtungen und 
Aktivisten für Minderheitenrechte in vielen 
Ländern. Regierungen mit autoritären Ten-
denzen verabscheuen ihn – so auch die 
ungarische.

Von Dan Nolan

Auf den ersten Blick ist es unbegreiflich, wie 
die ungarische Regierung George Soros ver-
unglimpft. Der Philanthrop hat dem Land 
über die OSF seit den 1980er Jahren mehrere 
hundert Millionen Dollar gespendet. Er er-
öffnete ein OSF-Büro in seiner Geburtsstadt 
Budapest, gründete die Central European 
University (CEU) mit, die zur angesehensten 
Hochschule des Landes wurde, und stiftete 
ihr 880 Millionen Dollar. Er finanzierte vielen 
jungen Menschen ihr Postgraduiertenstudi-
um. Einige von ihnen nehmen inzwischen 
Führungspositionen ein – unter anderem Mi-
nisterpräsident Viktor Orbán. Der in Budapest 
geborene Soros engagiert sich weltweit (siehe 
Kasten, S. 19), besonders aber in Ungarn.

Doch Orbán zeigt seinem Wohltäter 
die kalte Schulter. Derzeit hüllt sich Ungarn 
in Anti-Soros-Plakate, die den Mega-Geber 
beschuldigen, die ungarische Nation un-
tergraben zu wollen. Es ist kein Geheimnis, 
dass Orbán – und Orbán-freundliche Medi-
en – die Kampagne unterstützen. Soros wird 
als allmächtiger Strippenzieher dargestellt, 
der den Plan hat, Ungarn Flüchtlinge auf-
zudrängen, die Millionen von Euro erhalten 
sollen. Auch strebe er angeblich Straflosig-
keit für kriminelle Migranten an.

Unterdessen startete die Regierung 
eine „nationale Befragung” und verschick-
te Fragebögen zu Soros und seiner Rolle in 
Ungarn an 8 Millionen Haushalte. Das Me-
dienimperium von Orbáns Intimus Lörinc 
Mészáros hat für Staatswerbung in diesem 
Kontext im dritten Quartal 2017 geschätzt 
mehr als 7 Millionen Euro bekommen.

Orbán-Kritiker werfen dem Minister-
präsidenten vor, Verschwörungstheorien 

anzuheizen. Sie halten die Anti-Soros-Kam-
pagne für vollkommen ungerechtfertigt. 
Selbst hochrangige Mitglieder der Orbán-
Regierungspartei Fidesz äußerten öffentlich 
ihre Zweifel am sogenannten „Soros-Plan“. 
Zsolt Neméth, Vorsitzender des Ausschus-
ses für auswärtige Angelegenheiten des 
ungarischen Parlaments, bezeichnete den 
Anti-Soros-Aktivismus als „symbolisch“. In-
nenminister Sándor Pintér räumte ein, dass 
Orbáns Auftrag, „Gefahren für Ungarn“ auf-
zudecken, ergebnislos blieb.

Soros und Orbán sind keine natür-
lichen Verbündeten. 2014 kündigte Orbán 
an, Ungarn solle ein „illiberaler Staat“ wer-
den und – wie Russland und China – natio-
nale Interessen in den Vordergrund stellen. 
Während der Flüchtlingskrise 2015 verglich 
er Soros mit „Menschenschmugglern und 
Aktivisten (...), die alles unterstützen, was 
den Nationalstaat schwächt“. Es kam zu 
persönlichen Angriffen gegen Soros, dessen 
OSF die Rechte von Minderheiten schützen.

Ende 2016 erklärte Orbán das Jahr 2017 
zum „Jahr der De-Sorosierung Ungarns“. Of-

fenbar fühlte er sich durch Donald Trumps 
Sieg bei den US-Präsidentschaftswahlen er-
mutigt. Im März schlug seine Regierung ein 
Gesetz vor, das die Aktivitäten ausländisch 
unterstützter Universitäten einschränken 
soll. Man verstand das als Angriff gegen 
die CEU. Die Uni mit Schwerpunkt Rechts-, 
Wirtschafts-, Sozial- und andere Geisteswis-
senschaften wehrte sich, doch die Orbán-
Regierung hat bis heute keinen Vertrag zur 
Sicherung ihrer Existenz unterzeichnet.

Im Juni verabschiedete Orbáns Regie-
rung ein Gesetz, nach dem sich nichtstaatli-
che Organisationen als „ausländisch finan-
ziert“ bekennen müssen, sobald sie mehr 
als umgerechnet 23 000 Euro aus dem Aus-
land erhalten. Von OSF unterstützte NGOs 
machen Orbán regelmäßig Ärger. Die Anti-
Korruptions-Organisation Transparency 
International und die investigativ-journali-
stische Website Átlátszó decken Korruption 
im Orbán-Regime konsequent auf; die Hel-
sinki-Kommission belegte anhand „strate-
gischer Rechtsstreitigkeiten“ vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte, 
dass Orbáns harte Hand gegenüber Flücht-
lingen illegal ist.

Antisemitische Untertöne

Orbán ist stolz auf seine guten Beziehungen 
zum russischen Präsidenten Wladimir Pu-
tin. Seine Politik spiegelt jene Putins wi-
der, die NGOs, liberale Aktivisten und „den 
Westen“ allgemein diskreditiert. Es heißt, 
Orbán verüble der liberalen Intelligenz 
Ungarns, ihn in den 1990er Jahren ausge-
schlossen zu haben. Er wirbt um rechts-
extreme Wähler; viele Anti-Soros-Plakate 
ähneln antijüdischen Plakaten der 1930er 
Jahre in Deutschland. Einige Ungarn ver-
stehen die Botschaft: Soros-Plakate sind 
mit Slogans wie „Scheiß-Ratte“, „Dieb“ und 
„jüdische Schwuchtel“ bekritzelt, Graffitis 
fordern „Tod für Soros und andere Juden“.

Israels Ministerpräsident Benjamin 
Netanjahu, der Antisemitismus ansonsten 
weltweit anprangert, versäumte es bei sei-
nem diesjährigen Besuch in Budapest, für 
Soros einzutreten – offensichtlich deshalb, 
weil Soros für die Menschenrechte aller ein-
tritt, also auch der Palästinenser. In Osteur-
opa unterstützen die OSF die Roma-Minder-
heit, während viele Regierungen nicht mehr 
daran arbeiten, ihre Situation zu verbessern 
– oder sogar gegen die ethnische Minderheit 
vorgeht. Fo
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Soros zuletzt lacht“. 
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Soros reagierte im November 2017 auf 
seiner Website und in einem Interview mit 
der Financial Times auf die Verleumdungs-
kampagne. „Ungarns Gesundheitsversor-
gung und das Bildungssystem sind schlecht 
dran, und Korruption ist verbreitet. Die ak-
tuelle Regierung versucht, einen äußeren 
Feind zu schaff en, um die Bürger davon 
abzulenken“, schrieb er. Soros meint, das 
Orbán-Regime mache ihn zum Sündenbock 

und wirft ihm vor, „eine massive Anti-Soros-
Medienkampagne“ gestartet zu haben, die 
„Millionen an Steuergeldern“ koste, sowie 
antimuslimische Gefühle zu schüren und 
antisemitische Slogans zu verwenden, die 
an die 1930er Jahre erinnern.

Sogar der Orbáns Partei angehörende 
EU-Kommissar Tibor Navracsics scheint 
Soros Recht zu geben. Der angebliche „So-
ros-Plan“ sei „ein rhetorisches Element des 

bevorstehenden Wahlkampfes“ – einen sol-
chen Plan gebe es nicht. Die Wahlen stehen 
im Frühjahr an.

Dan nolan 

arbeitet als freier Journalist in 

Budapest.

dannolan@protonmail.com

twitter: @nolan_dan

George Soros: Von Karl Poppers 
liberaler Philosophie inspiriert

Die Open Society Foundations 
(OSF) sind ein fi nanziell gut 
ausgestattetes globales wohl-
tätiges Netzwerk mit weltweit 
37 Büros und Stipendiaten 
in mehr als 100 Ländern. Sie 
wurden 1979 von dem in Buda-
pest geborenen Juden George 
Soros gegründet. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg war er aus 
Ungarn nach Großbritannien 
und später in die USA gefl o-
hen. Er machte ein Vermögen 
als Investor an der Wall Street. 
Sein Hedgefonds nahm erheb-
lichen politischen Einfl uss, als 
er Großbritannien 1992 durch 
Spekulationen gegen das Pfund 
zwang, den Wechselkursme-
chanismus der EU zu verlassen.

Die Mission der OSF ist 
es, „lebendige und tolerante 
Gesellschaften aufzubauen, 
deren Regierungen rechen-
schaftspfl ichtig sind und of-
fen für die Partizipation aller“. 
Sie ist von der Philosophie 
Karl Poppers inspiriert, Soros 
ehemaligem Professor an der 
London School of Economics. 
Poppers bekanntestes Buch ist 
„Die off ene Gesellschaft und 
ihre Feinde“, ein Manifest der 
liberalen Demokratie. Im Okto-
ber 2017 übertrug Soros weitere 

18 Milliarden Dollar an die OSF, 
insgesamt hat er damit 32 Milli-
arden Dollar gespendet.

Die OSF haben individu-
elle Freiheit in ehemals kom-
munistischen Ländern und 
in Südafrika nach der Apart-
heid vorangetrieben. In vielen 
Ländern unterstützen sie die 
Zivilgesellschaft, indem sie de-
mokratische Freiheiten, soziale 
Gerechtigkeit und Menschen-
rechte fördern. Das Netzwerk 
hat Krankenhäuser, Sozial- und 
Umweltorganisationen sowie 
Gesundheitsforschung fi nan-
ziert. OSF-Mittel helfen zu-
dem, die Rechte von Frauen, 
ethnischen Minderheiten und 
Flüchtlingen zu sichern und 
rassistischer und homophober 
Agitation entgegenzuwirken.

Es gibt keinen OSF-
„Masterplan“. Die OSF-Orga-
nisation ist komplex, bürokra-
tisch und öff entlichkeitsscheu 
– der perfekte Buhmann für 
autoritäre politische Entschei-
dungsträger.

Einige Regime sind wenig 
begeistert über die Unterstüt-
zung unabhängiger Organisati-
onen, die Korruption bekämp-
fen und Demokratie fordern. 
2015 verbot Russland die OSF, 

nachdem diese fast drei Jahr-
zehnte im Land aktiv gewesen 
war, als „unerwünschte Organi-
sation“. OSF erwiderte darauf: 
„Bisher begrüßten russische 
Beamte und Bürger unsere 
Bemühungen. Wir bedauern 
den Wandel, der dazu geführt 
hat, dass die Regierung unsere 
Unterstützung der russischen 
Zivilgesellschaft ablehnt und 
die Hoff nungen der russischen 
Bevölkerung ignoriert.“

Weltweit versuchen po-
pulistische Führer zunehmend, 
die Aktivitäten der OSF zu ver-
bieten. Regierungen kopieren 
Anti-NGO-Gesetze anderer 
Länder (siehe Frank Priess 
in  E+Z/D+C e-Paper 2017/02, 
S. 16), unter anderem in Chi-

na, Indien und Kenia gab es 
Angriff e auf OSF. Die wohl ag-
gressivste Kampagne ist jedoch 
die der ungarischen Regierung 
(siehe Hauptartikel).

In den USA hat sich So-
ros mit enormen Summen für 
die Reform der Strafj ustiz und 
die Eindämmung von HIV/Aids 
eingesetzt. Die meisten Re-
publikaner betrachten ihn als 
linksliberal. Tatsächlich unter-
stützte er letztes Jahr bei den 
US-Präsidentschaftswahlen die 
demokratische Kandidatin Hil-
lary Clinton großzügig. (dn)
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Dezentralisierung

Tödlicher Machtkampf

In Mosambik ist die Dezentralisierung seit 
über zwei Jahrzehnten ein Feld härtester 
politischer Konflikte. Vordergründig streiten 
Regierung und Opposition darüber, Zustän-
digkeiten und Mittel auf Verwaltungsebenen 
unterhalb des Zentralstaates zu verlagern. In 
Wahrheit erhofft sich die Opposition davon 
die politische Macht insbesondere in den 
Regionen, in denen sie die Mehrheit der 
Bevölkerung hinter sich weiß. Die Regierung 
hat dies bislang zu verhindern gewusst.

Von Winfried Borowczak und Friedrich 
Kaufmann

Nach den Parlamentswahlen 2014 gewann 
mit der Dezentralisierung ein anschei-
nend rein administratives Problem erneut  
enorme politische Brisanz. Die größte Oppo-
sitionspartei, die Renamo, forderte, dass sie 
selbst – und nicht mehr der Staatspräsident 
– die Gouverneure in jenen zentralmosam-
bikanischen Provinzen ernennen könne, 
in denen sie die Stimmenmehrheit bei den 
Parlamentswahlen erzielt hatte. Die Regie-
rung lehnte dieses kategorisch ab. Darauf-
hin entbrannte wieder ein „kleiner Krieg“ 
zwischen bewaffneten Kräften der Renamo 
und Sicherheitstruppen der seit 1975 das 
Land beherrschenden Frelimo-Regierung. 
Mosambik war zwischenzeitlich auf dem 
Weg in einen scheiternden Staat (siehe dazu 
Kaufmann/Borowczak in E+Z/D+C e-Paper 
2017/6, S. 20, sowie Kasten, S. 22).

Die Auseinandersetzung um die De-
zentralisierung führte bis heute zu einer 
Reihe von Morden und Mordversuchen – 
samt und sonders bis dato nicht aufgeklärt. 
Spektakulär war der Tod des Verfassungs-
rechtlers und Universitätsprofessors Gilles 
Cistac. Er wurde am 3. März 2015 von einem 
Killerkommando in Maputo auf offener Stra-
ße erschossen. Cistac hatte bereits Wochen 
zuvor Morddrohungen erhalten. Im mosam-
bikanischen Fernsehen und in Zeitungsarti-
keln hatte er die nicht regierungskonforme 
Ansicht vertreten, dass die Verfassung es 
erlaube, die bis dato vom Staatspräsidenten 
ernannten Provinzgouverneure durch die 
Bevölkerung wählen zu lassen sowie dass 

den Provinzen volle Selbstverwaltung ge-
währt werden könne. Obwohl der Beweis 
eines direkten Zusammenhangs zwischen 
dem Mord an Cistac und seiner Meinung als 
Verfassungsrechtler fehlt, wurde die Tat von 
vielen als Beweis dafür gesehen, dass die Be-
fürwortung einer tiefgreifenden Dezentrali-
sierung lebensgefährlich sein kann.

Keine eigenen Finanzmittel

Die Geschichte der Dezentralisierung im 
unabhängigen Mosambik beginnt in den 
1990er Jahren mit ersten Schritten der De-
konzentration staatlicher Regierung Rich-
tung Provinzen (siehe Kasten, S. 21). Die 
Provinzen stellen seitdem eigene Haushalte 
(laufende Ausgaben und Investitionen) auf, 
bekommen die dazu notwendigen Finanz-
mittel vom Finanzministerium zugewiesen 

und geben diese Mittel eigenständig aus. 
Die Aufsicht des Finanzministeriums und 
der Fachministerien ist relativ gering. Das 
nationale Parlament „segnet“ die Provinz-
haushalte ohne Diskussion und spezifische 
Abstimmung ab.

Seit 2008 verfügen die Provinzen zu-
dem über eigene gewählte Parlamente. Dort 
werden die Provinzhaushalte diskutiert 
und abgestimmt, sie sind somit stärker le-
gitimiert. Da die Provinzen aber keine rele-
vanten eigenen Finanzmittel haben und zu-
dem Gouverneur und Provinzregierung nicht 
dem Provinzparlament verpflichtet sind, 
ergibt sich für Gouverneur und Provinzre-
gierung eine ständig umstrittene Macht- und 
Loyalitätslage gegenüber dem Präsidenten 
und der Zentralregierung einerseits und dem 
Provinzparlament andererseits.

Daran konnten auch die bereits 2003 
in einem speziellen Gesetz (LOLE) erwei-
terten und systematisierten Verwaltungs- 
und Entscheidungskompetenzen der 
Provinzen und auch der Distrikte nichts 
ändern. Sie relativierten die grundsätzliche 
Subordination von Provinzen und Distrikte 
unter die Zentralregierung nicht. Fo
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Konfl iktreicher als die zuvor beschrie-
bene Dekonzentration verlief der Prozess 
der Devolution, also der Machtverlagerung 
auf untere Ebenen. Bereits 1994 verabschie-
dete das Parlament auf Vorschlag der Fre-
limo-Regierung ein Gesetz, das eine lokale 
Selbstverwaltung für alle Städte (cidades), 
Kleinstädte (vilas) und ländliche Gemein-
den (localidades) vorsah. Auf diese Wei-
se sollte das gesamte Territorium und die 
gesamte Bevölkerung unter lokale Selbst-
verwaltung fallen. Machtbewusste Kräfte 
innerhalb der Frelimo verhinderten jedoch 
seine Anwendung. Sie fürchteten, dass bei 
Kommunalwahlen in den Hochburgen der 
Renamo diese dort massenhaft die „Rathäu-
ser“ dominieren würde.

Stattdessen erarbeitete und verab-
schiedete die Regierung in den Folgejahren 
1996/97 neue Gesetze, die lediglich eine gra-
duelle Einführung lokaler Selbstverwaltung 
vorsahen. 1998 fanden so erste Kommunal-
wahlen (Bürgermeister und Gemeindepar-
lamente) in 33 Städten und Kleinstädten 
statt, die knapp 20 Prozent der Bevölkerung 
erfassten. Mittlerweile sind es 53 selbstver-
waltete Gemeinden (municípios), in denen 
rund 25 Prozent der Bürger das Privileg der 
kommunalen Selbstverwaltung genießen. 
Circa 75 Prozent aller Mosambikaner wer-
den weiterhin via Provinz- und Distriktver-
waltungen letztlich von Maputo aus verwal-
tet.

feHlender erfolg

Die Einführung der kommunalen Selbst-
verwaltung hat bislang nur begrenzte Ef-
fekte für die Lebensqualität der Menschen 
in den betroff enen Munizipien gehabt. Ihre 
Finanzmittel sind allzu begrenzt, vielfach 
fehlt qualifi ziertes Personal, die gewählten 
Lokalpolitiker führen häufi g auch nur die 
auf nationaler Ebene gängigen Praktiken 
von Korruption, Bereicherung und Vettern-
wirtschaft weiter. Geberorganisationen wis-
sen um diese Missstände und stellen Bera-
tung und Finanzmittel zur Verfügung – bei 
der komplexen Problemlage bis dato aber 
ohne durchschlagenden Erfolg.

Die kommunale Selbstverwaltung hat 
die dominierende Rolle der Frelimo nicht 
relativieren können. Nie gewannen bei 
Kommunalwahlen die Oppositionsparteien 
Renamo und MDM in mehr als vier bis fünf 
Städten und Kleinstädten den Bürgermei-
sterposten und die Mehrheit im lokalen Par-
lament. In der laufenden Legislatur (2013–
18) stellt die MDM den Bürgermeister in vier 
der 53 Munizipien, die Renamo keinen ein-
zigen, da sie die vergangenen Kommunal-
wahlen 2013 boykottiert hatte. Wahlbetrug 
war insbesondere bei der Abwahl von Rena-
mo-Bürgermeistern mehrfach im Spiel. Be-
merkenswert ist in diesem Kontext die Stadt 
Beira. Hier hat es die MDM bereits drei Le-
gislaturen in Folge geschaff t, die Mehrheit 

im Stadtrat zu gewinnen und mit Daviz Si-
mango den Bürgermeister zu stellen.

neue lokale elIten

Die größte Veränderung des gesamten bis-
herigen Dezentralisierungsprozesses ist die 
Herausbildung neuer lokaler politischer Eli-
ten, trotz begrenzter Zuständigkeiten, Mittel 
und Qualifi kationen. Dies betriff t alle drei 
großen Parteien, wenn auch in sehr unter-
schiedlichem Maße. Solch ein Prozess ist nie 
konfl iktfrei, und zwar nicht nur zwischen 
den konkurrierenden Parteien, sondern 
auch innerhalb dieser. Spektakulär hierfür 
war der Fall des erfolgreichen Bürgermei-
sters von Maputo Eneas Comiche in der Le-
gislatur 2003–08. Seine Frelimo hatte ihm 
2008 eine neue Kandidatur und die sichere 
Wiederwahl verweigert, da er korrupte Prak-
tiken bei der Vergabe von Grundstücken an 
Parteimitglieder abgelehnt hatte.

Obwohl stärkste Oppositionspartei 
mit eigener kleiner Armee, ist es der Rena-
mo bisher nicht gelungen, auf lokaler Ebene 
substanzielle politische Macht zu erobern. 
Nie konnte sie Bürgermeisterposten über 
eine Wahlperiode hinaus halten. Und die 
Bilanz ihrer Bürgermeister oszillierte stets 
auch nur zwischen schwach und unauf-
fällig. Der Renamo-Führung ist allerdings 
klar, dass sie endlich einen substanziellen 
Machtgewinn erzielen würde, stellte sie ei-

Dezentralisierung heißt 
Dekonzentration und Devolution

Dezentralisierung ist ein Ober-
begriff  für zwei miteinander 
verwobene, gleichwohl zu un-
terscheidende Prozesse: De-
konzentration und Devolution. 
Dekonzentration meint die 
Verlagerung von Verwaltungs-
kapazitäten und begrenzt auch 
Entscheidungskompetenzen 
auf Ebenen des Staates un-
terhalb der Zentralebene. In 
Mosambik, einem extrem zen-

tralisierten Land, bedeutet die-
ses zum Beispiel den Bau und 
Betrieb von Hospitälern durch 
die Provinzen, die Errichtung 
von Finanz- oder Bauämtern 
in allen Distrikten des Landes, 
die Erreichbarkeit von lokalen 
Behörden zur Registrierung 
von Neugeborenen oder zur 
Ausstellung von Personalaus-
weisen in erträglicher Ent-
fernung. Das alles ist bislang 

nicht gegeben. In jedem Fall 
bleibt aber die politische und 
fi nanzielle Kontrolle sowie die 
fachliche Aufsicht der Zentrale, 
zum Beispiel eines Fachmini-
steriums, erhalten.

Unter dem Begriff  Devo-
lution ist demgegenüber nicht 
nur die Verlagerung von Ver-
waltungs- und Entscheidungs-
kapazitäten und -kompetenzen 
auf untere staatliche Ebenen 
gemeint. Hinzu tritt hier auch 
eine relative Machtverlagerung. 
Staatliche Kompetenzen und 
die zu ihrer Erfüllung notwen-
digen Finanzmittel werden auf 
untere staatliche Ebenen verla-
gert, einschließlich des Rechts, 

lokale Steuern und Abgaben 
zu erheben. Entscheidend ist, 
dass der Staat lokale Selbstver-
waltung gewährt, das heißt die 
Errichtung von Gemeinden mit 
eigener Verwaltung und demo-
kratisch gewählten Gremien. 
Über diese Gemeinden, Muni-
zipien (municípios) genannt, 
übt der Zentralstaat nur eine 
Rechtsaufsicht aus. Die mu-
nicípios haben unter anderem 
die Zuständigkeit für den Bau 
und Betrieb von Grundschulen, 
für die lokale Trinkwasserver-
sorgung und Müllabfuhr, das 
Eichwesen, für lokale Straßen 
und Wege oder für die lokale öf-
fentliche Ordnung. (wb/fk )
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gene Provinzgouverneure in den sechs von 
ihr reklamierten Provinzen. Dies wäre der 
Fall, wenn eine neue Gesetzgebung den Pro-
vinzen volle politische und administrative 
Autonomie einräumt und die Gouverneure 
gewählt und nicht mehr direkt vom Präsi-
denten ernannt würden.

Die Renamo argumentiert, dass eine 
weitergehende Dezentralisierung, vor allem 
auf Provinzebene, ihr den Raum für eine 
bessere Politik im Interesse aller Mosam-
bikaner geben würde. Doch man mache 
sich nichts vor. Auch die Renamo ist eine 
in einer Logik des Klientelismus und des 
Rentseeking befangene Partei. Auch sie 
würde diese Machtpositionen vermutlich 
dazu nutzen, ein wenig nach unten umzu-
verteilen, im Prinzip aber die neuen, ihr 
verpfl ichteten lokal-regionalen Eliten zu 
alimentieren. Korruption, Bereicherung 
und Misswirtschaft wären die Regel. Rena-
mo-Gouverneure, die sich dieser Logik zu 

entziehen versuchen, müssten mit internen 
Sanktionen rechnen.

Letztlich ist die politische Macht in 
sechs Provinzen auch nur ein, wenn auch 
wichtiges, Etappenziel der Renamo. Der 
von ihr 2013 angezettelte und von beiden 
Seiten bis Dezember letzten Jahres verbis-
sen geführte „kleine Krieg“ zielte seitens 
der Renamo darauf ab, ebenso wie die Fre-
limo Zugang zu den zahlreichen Renten-
quellen zu bekommen. Dabei geht es nicht 
nur um die Rohstoff vorkommen, sondern 
auch um staatliche Monopole, öff entliche 
Aufträge und den Zugriff  auf Gebermit-
tel. Die Herrschaft über den Staatsapparat 
eröff net zudem zahlreiche Möglichkeiten 
gutbezahlter Anstellungen in seinen Insti-
tutionen, öff entlichen Unternehmen oder 
bei Infrastrukturprojekten. Mit einer demo-
kratischen Dezentralisierung hat das nichts 
zu tun, nicht einmal mit rationaler Verwal-
tungspraxis.
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Der Konfl ikt zwischen
Frelimo und Renamo

Der „kleine Krieg“ zwischen 
den Sicherheitskräften der 
Frelimo-Regierung und den 
Kämpfern der Renamo-Opposi-
tion begann Ende 2013 mit An-
griff en von Renamo-Kämpfern 
auf Polizeistationen, Militär-
fahrzeuge und zivile Lkw. Ent-
zündet hatte er sich an der aus 
Renamo-Sicht unzureichenden 
Umsetzung des Friedensab-
kommens von 1992, das den 
Bürgerkrieg von 1977–92 been-
det hatte. Die Renamo kritisier-
te insbesondere die mangel-
hafte Trennung von Staat und 
Frelimo-Partei, eine ungenü-
gende Eingliederung von ehe-
maligen Renamo-Kämpfern 
in Armee und Polizei und die 
schleppende Dezentralisierung 
von Staat und Verwaltung. Der 
neuerliche Konfl ikt war in der 
zweiten Jahreshälfte 2016 von 

einer internationalen Vermitt-
lung eingehegt worden. Die 
Vermittler legten im November 
2016 einen Vorschlag zur Bei-
legung der Konfl ikte und eine 

mögliche Machtbeteiligung der 
Renamo in den sechs von ihr 
reklamierten Provinzen Zen-
tralmosambiks vor, in denen 
sie bei den Parlamentswahlen 
2014 die Mehrheit gewonnen 
hatte.

Der Vorschlag ist komplex 
und weitgehend. Er sieht eine 
Verfassungsänderung vor, die 
aus den Provinzen Quasi-Bun-

desstaaten machen würde. Die 
Frelimo hat diese Vorschläge 
bis dato weder akzeptiert noch 
abgelehnt. Die internationalen 
Vermittler wurden Ende 2016 
nach Hause komplimentiert 
und je eine nationale Verhand-
lungskommission zu den The-
men Eingliederung von ehema-
ligen Renamo-Kämpfern und 
Dezentralisierung, bestehend 
aus Frelimo- und Renamo-Ver-
tretern, gebildet. Staatspräsi-
dent Nyusi und Renamo-Chef 
Dhlakama vereinbarten Weih-
nachten 2016 per Satellitente-
lefon einen Waff enstillstand. 
Inzwischen haben sich die 
beiden Politiker zweimal „im 
Busch“ der Gorongosaberge 
getroff en und Verständigungs-
bereitschaft signalisiert. Al-
lerdings liegen bis dato keine 
defi nitiven Gesetzesentwürfe 
zur Beilegung der Konfl ikte 
vor und dies, obwohl der Waf-
fenstillstand öfter verletzt wird 
und Ende 2018 turnusgemäß 
Kommunalwahlen anstehen. 
(wb/fk )Plakat der „ewigen” Regierungspartei frelimo in Mosambik. F o
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Im formalen Sektor werden Geldflüsse belegt 

und können besteuert werden: Medikamenten-

zahlung in einer Apotheke in Kamerun. 

Streit um Steuern
Ohne ausreichende Finanzierung ist gute Regierungs-
führung unmöglich. Staaten müssen genügend Steu-
ern für die Daseinsvorsorge einnehmen. International 
herrscht harter Wettbewerb darum, wer bei interna- 
tionalen Geschäften welche Anteile besteuern darf. In 
diese Debatte sollten Entwicklungsländer mit mehr 
Engagement einsteigen. Zugleich müssen sie aber 
auch im Inland Ressourcen mobilisieren. Neue Steuern 
einzuführen oder bestehende zu erhöhen ist sicherlich 
nicht sonderlich beliebt – aber Behörden, die zu wenig 
Mittel haben, um ihren Aufgaben gerecht zu werden, 
sorgen ebenfalls für Unmut. Verantwortungsvolle Politik 
muss die richtige Balance finden.
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Streit um Steuern

Anreize zur Formalisierung

Seit seiner Demokratisierung 1991 hat Benin 
seine Staatseinnahmen durch Steuerre-
formen stetig erhöht. Aufgrund des großen 
informellen Sektors bleibt die Steuerbasis 
allerdings schmal. Um ihre Einnahmen weiter 
zu steigern, sollte die Regierung Anreize zur 
Formalisierung von Unternehmen schaffen.

Von Karim Okanla

Wie in den meisten Ländern Subsahara-
Afrikas wurde das Steuersystem in Benin 
während der Kolonialherrschaft errichtet. 
Im Jahr 1960 erlangte Benin, damals unter 
dem Namen Dahomey, die Unabhängig-
keit von Frankreich. Einige Jahre später 
führte das Land mehrere Reformen zur 
Abschaffung des kolonialen Steuersystems 
ein. Unter anderem wurden die zwei für 
die Steuereintreibung zuständigen Behör-
den zusammengelegt. Im Jahr 1968 wurde 
die Generaldirektion eingerichtet, welche 
die Verantwortung für die Eintreibung von 
Steuern bekam.

Laut Giulia Piccolino, einer mit dem 
GIGA Institut für Afrika-Studien in Hamburg 
verbundenen Wissenschaftlerin, waren die 
Reformen unvollständig und führten nicht 
zu einer umfassenden Neustrukturierung 
des Steuersystems. Das Steueraufkommen 
blieb niedrig und das öffentliche Finanz
system blieb schwach. Piccolino sieht darin 
eine Ursache der Haushaltskrise, die Benin 
in den 1980er Jahren unter der marxisti-
schen Regierung von Mathieu Kérékou er-
fasste. Damals stieg die Staatsverschuldung 
rasant an, und zum Ende des Jahrzehnts 
war die öffentliche Hand zahlungsunfähig. 
Die Regierung konnte ihre Bediensteten 
nicht mehr entlohnen, und das Bankensys
tem brach zusammen.

Benins Demokratisierungsprozess 
in den frühen 1990er Jahren war aus Pic-
colinos Sicht auch eine Reaktion auf den 
Einbruch der Staatseinnahmen. Reformen 
haben seither zu einem Anstieg der Steuern 
geführt – von knapp elf Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) im Jahr 1992 zu mehr 
als 17 Prozent im Jahr 2011. Damit liegt Be-
nin über den von der Weltbank für Länder 
mit niedrigem Einkommen als angemes-

sen erachteten Steuerquotenrichtwert von 
15 Prozent des BIP. Piccolino stellt fest, 
dass Benin seit den 1990er Jahren seine Ab-
hängigkeit von Entwicklungshilfe (official  
development assistance – ODA) reduziert 
hat, auch wenn das Land noch immer be-
trächtliche Summen erhält.

Einige Verwaltungsprobleme wie 
Korruption und schwache Kapazitäten be-
stehen weiterhin. Ein Beispiel ist der Fall 
von Sébastien Ajavon, dem Gründer von 
Benins größtem Tiefkühlhähnchenvertrieb. 
Er wurde wegen Steuerhinterziehung mit 
einer Geldstrafe von 167 Milliarden CFA-
Franc (rund 254 Millionen Euro) belegt.  
Einige Beobachter meinen, die Geldstrafe 
sei politisch motiviert gewesen, denn Aja-
von war bei den Präsidentschaftswahlen 
2016 gegen den derzeitigen Präsidenten Pa-
trice Talon angetreten. Nachdem er im er-
sten Wahlgang den dritten Platz belegt hat-
te, unterstützte er Talon in der Stichwahl, 
nur um dann einige Monate später in die 
Opposition zu gehen. Kurz danach wurde er 
der Steuerhinterziehung beschuldigt.

Die Regierung will die Steuererhe-
bung effizienter gestalten. 2014 führte Be-
nin die Taxe Professionnelle Synthétique 
für Kleinst- und Kleinunternehmen ein. Da-
mit wurden ehemals mehrfache Steuerer- 
hebungssysteme vereinheitlicht. Unterneh-
men können sich jetzt an einer Stelle für das 

Steuer- und das Handelsregister anmelden. 
Außerdem werden Kleinst- und Kleinunter-
nehmen nicht mehr nach Mietwert, sondern 
nach Umsatz besteuert. Entsprechend ist 
die Berechnung der Steuern transparenter 
und voraussehbarer geworden. Leider hat 
die Reform nicht viele Firmen im infor-
mellen Sektor dazu bewegt, sich formal re-
gistrieren zu lassen.

Erweiterung der Steuerbasis

Laut René Charles Dovi, einem Steuerexper-
ten aus Cotonou, haben die anhaltenden Re-
formen zu einer Harmonisierung der Steu-
ererhebung beigetragen. Dennoch sieht er 
Verbesserungspotenziale. Viele Unterneh-
men blieben informell, weil es ihnen einen 
Wettbewerbsvorteil verschaffe. Registrierte 
Unternehmen müssen sich in der Tat an 
mehr Regeln und Bestimmungen, wie bei-
spielsweise Steuergesetze, halten.

Die Regierung sollte Firmen im infor-
mellen Sektor Anreize zur Formalisierung 
bieten, schlägt deshalb ein Finanzbeamter 
vor. Zugang zu Mikrofinanzdienstleistungen 
könne so ein Anreiz sein. Zwar müssten die 
Steuersätze niedrig bleiben, wenn aber die 
Zahl der formalisierten Unternehmen stei-
ge, würde das auch höhere Steuereinahmen 
zur Folge haben. Zudem könnten derzeit 
steuerbefreite Akteure wie private Bildungs-
einrichtungen besteuert werden. Diese wur-
den befreit, um nach dem Versagen öffent-
licher Institutionen in den 1990er Jahren 
private Bildung zu fördern. Auch Nichtre-
gierungsorganisationen sollten besteuert 
werden, meint der Finanzbeamte.
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Je mehr Menschen Steuern zahlen, desto besser: Markt in Porto Novo, Benin. 
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Es ist Zeit, sich zu verbünden

In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat 
sich die internationale Steuerdebatte deut-
lich verändert. Entwicklungsländer sind 
immer noch benachteiligt, aber sie können 
politischen Einfluss nehmen. Wenn sie sich 
zusammentun und gemeinsam arbeiten, 
haben sie die Chance, das internationale 
Steuersystem fairer zu gestalten.

Von Mick Moore

Das System der Besteuerung internationa-
ler Transaktionen ist nicht kohärent und 
verdient eigentlich nicht einmal die Be-

zeichnung „System“. Es beruht auf einem 
Mix von nationalen Gesetzen, bilateralen 
Verträgen und internationalen Abkommen 
und Praktiken, die sich teilweise widerspre-
chen. Es ist komplex, bezieht viele Parteien 
ein und ist kaum zu verstehen. Für die Steu-
erpolitik gibt es kein Gegenstück zur Welt-
handelsorganisation (WTO – World Trade 
Organization).

Wenn wir von einem „System“ spre-
chen wollen, so wurden seine Grundlagen 
vor fast einem Jahrhundert geschaffen. Die 
Hauptfrage war – damals wie heute –, wie 
das Recht, Steuern auf international tätige 

Firmen zu erheben, zwischen Regierungen 
geregelt werden sollte. Von Anfang an hatte 
das System zwei Fehler:

●● Es begünstigte die Regierungen kapi-
talexportierender Länder sowie die großen 
Unternehmen, die dort beheimatet waren 
und für fast alle internationalen Privatinve-
stitionen aufkamen.

●● Firmen und reiche Individuen konn-
ten mit der Unterstützung gut bezahlter An-
wälte und Berater Schlupflöcher ausnutzen 
oder auch schaffen, um Steuerpflichten zu 
umgehen. Bis zu den sechziger Jahren war 
die Schweiz als einzige große Steueroase der 
Hauptnutznießer davon.

Mehrere Faktoren führten dazu, dass 
das System sich seit den 1960er Jahren ver-
ändert hat. Relevant waren

●● die Liberalisierung des Kapitalver-
kehrs,

Ein anderer Finanzbeamter sagte Pic-
colino, 80 Prozent des Steueraufkommens 
würden von rund 75 000 Beamten und 800 
großen Unternehmen erbracht. Allerdings 
seien mehr Personen und Unternehmen 
dazu in der Lage, Steuern zu zahlen. Die Re-
gierung solle in Zusammenarbeit mit Kom-
munen und Berufsverbänden potenzielle 
Steuerzahler identifizieren. Für ihre Mit-
arbeit könnte man diesen Partnern einen 
geringen Anteil der eingetriebenen Steuern 
überlassen.

Informations- und Kommunikations-
technik (IKT) könnte den Zahlungsprozess 
beschleunigen. Beispielsweise könnten 
Steuerzahler mit geringem Aufkommen ihre 
Rechnungen über Systeme wie „Mobile Mo-
ney“ oder elektronische Geldüberweisung 
bezahlen. Zudem arbeitet die Regierung da-
ran, die Verwaltung auf Computer umzustel-

len und neue Instrumente zur Vorbeugung 
von Betrug und Untreue zu entwickeln. Um 
den Spielraum für Steuerhinterziehung zu 
verringern, könnte die Regierung mit ver-
schiedenen Partnern zusammenarbeiten 
– beispielsweise Anwaltskanzleien, Vermö-
gensverwaltungsfirmen, Versicherungsge-
sellschaften, Mobilfunkbetreibern oder Ge-
werkschaften.

Engagement der Geber

Internationale Geber unterstützen Benins 
Steuerreformen. Insbesondere der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) ist feder-
führend beteiligt, beispielsweise durch 
Kapazitätsaufbau in der Steuerverwaltung. 
Sensibilisierungskampagnen sollen Bürger 
zum Bezahlen ihrer Steuern motivieren, 
und der Zahlungsprozess wurde verein-
facht. Besonders in ländlichen Gebieten 
bremsen aber der Mangel an Computern 
und die unzuverlässige Stromversorgung 
die Digitalisierung. Oft werden Steuerzah-
ler noch mit Stift und Papier registriert und 
Steuern in bar eingesammelt.

Der IWF unterstützt die Kompletter-
neuerung der Steuerbehörde, um Eintrei-
bung und Management effizienter zu ge-
stalten. Verschiedene Ämter sollen in eine 
einzige Behörde integriert und die Arbeits-
teilung genau definiert werden. Der IWF 

schlägt vor, der Zentralverwaltung die Ver-
antwortung für Konzeption, Planung und 
flankierende Maßnahmen zu geben, wäh-
rend operative Einheiten für Management, 
Kontrolle und effektive Steuereintreibung 
zuständig sein sollen.

Landbesitz ist ein weiteres wichtiges 
Thema. Unklare und unsichere Landrechte 
erschweren den Landkauf in Benin. Häufig 
beanspruchen mehrere Personen dasselbe 
Grundstück. Meist wird die Sache vor Gericht 
gebracht, wo die Entscheidung oft erst nach 
Jahren fällt. So lange kann der rechtmäßige 
Besitzer das Grundstück nicht nutzen.

Die Regierung versucht schon lange 
erfolglos, das Problem in den Griff zu be-
kommen. Eine Grund-und-Boden-Steuer 
könnte dabei helfen. Wenn das klappt, wür-
de das Ansehen der Regierung steigen. Am 
wichtigsten ist aber, dass sie die Besteu-
erung transparent durchführt und ihren 
Haushalt sinnvoll und verantwortlich ge-
staltet. So kann sie das Vertrauen der Men-
schen gewinnen.
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●● kontinuierlich wachsende transnatio-
nale Finanzströme,

●● wirtschaftliche Globalisierung und
●● der Wunsch der vielen kleinen Insel-

staaten, die zum britischen Kolonialreich 
gehört hatten, Einkommensquellen zu er-
schließen.

Die Zahl der Steueroasen hat sich ver-
vielfacht, und die Geschäfte, die dort ge-
macht werden, haben noch deutlich schnel-
ler zugenommen.

Klare Verlierer des Systems waren die 
Regierungen von Entwicklungsländern, 
denn dort aktive transnationale Unterneh-
men waren geneigt und in der Lage, ihre Ge-
winne buchhalterisch in Steueroasen zu ver-
schieben. Folglich zahlten sie kaum oder gar 
keine Steuern. Im Lauf der Zeit stellten aber 
auch die Regierungen der reicheren Länder 
fest, dass das System nicht mehr in ihrem 
Sinn funktionierte. Ihre eigenen transnati-
onalen Unternehmen siedelten Tochter-
firmen in Steueroasen an, verbuchten ihre 
Gewinne dort und zahlten im Heimatland 
weniger Steuern. Die Geheimhaltungspoli-

tik der Steueroasen förderte obendrein Ter-
rorismus, Drogenhandel und Korruption.

Das neue Millennium

Nach dem Jahrtausendwechsel beschleu-
nigte sich der Wandel. Zivilgesellschaftliche 
Initiativen wie etwa das Tax Justice Net-
work oder Global Witness entstanden und 
machten vor allem in Industrieländern auf 
Steuervermeidung und -flucht aufmerksam. 
Erstmals gab es Schlagzeilen über die Steu-
erpraktiken multinationaler Konzerne, und 
die Öffentlichkeit erfuhr immer mehr. Der 
jüngste Coup waren die sogenannten Para-
dise Papers im Herbst.

2008 folgte dann die globale Finanz-
krise, die in vielen Mitgliedsländern der 
Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD – Or-
ganisation for Economic Co-operation and 
Development) schnell zu Haushaltskrisen 
führte. Regierungen mussten sich für die 
Bankenrettung massiv verschulden. In dem 
Maße, wie sie neue Geldquellen suchten, ge-

rieten die Steueroasen und das System, auf 
dem sie beruhten, in den Blickpunkt.

Im Auftrag der Gruppe der 20 führen-
den Volkswirtschaften (G20) startete die 
OECD 2013 ein zweijähriges Verfahren, Po-
litikvorschläge zu formulieren. Der Prozess 
wurde mit dem Kürzel BEPS benannt, das 
für „base erosion and profit shifting“ (Erosi-
on der Steuerbasis und Profitverschiebung) 
stand.

BEPS war komplett auf internationa-
le Steuerfragen ausgerichtet und beschäf-
tigte sich nicht mit dem verwandten The-
ma der Geldwäsche. Das entsprach nicht 
den Vorstellungen der Regierungen vieler 
Entwicklungsländer, besonders in Afrika. 
Diese schätzten mittlerweile den Diskurs 
der „illegitimen Finanzflüsse“, in dessen 
Zusammenhang üppige Schätzungen darü-
ber kursierten, wie viel Geld Afrika durch 
Finanztransaktionen verlor. Starken Schub 
vermittelte 2015 der „Report of the high 
level panel on illicit financial flows from 
Africa“ (Mbeki-Report) von UN und Afrika-
nischer Union.

„Illegitime Finanzflüsse“ sind indes-
sen nicht objektiv definiert. Die Statistiken 
sind fragwürdig und werden oft auf täu-
schende Weise verwendet. Sie sagen leider 
nur wenig darüber aus, wie viel Steuerein-
nahmen afrikanischen Ländern tatsächlich 
entgehen. Stattdessen nähren sie Illusionen 
darüber, wie viel Geld afrikanische Staaten 
einnehmen könnten, wenn die illegitimen 
Finanzflüsse reduziert würden.

Im Zuge dieser Debatte wuchs derweil 
der Unmut vieler Vertreter des globalen Sü-
dens mit Blick auf den BEPS-Prozess. Von 
Anfang an wurde die Frage gestellt, weshalb 
die OECD – der Dachverband der reichen 
Nationen – die Zuständigkeit für ein globa-
les Thema übernahm. Diese Kritik hält bis 
heute an.

War also von Anfang an klar, dass 
BEPS scheitern musste? Oder trug die Kritik 
dazu bei, derartig Druck auf die OECD zu 
machen, dass deren Empfehlungen nicht 
nur die Interessen ihrer Mitglieder, sondern 
die der ganzen Welt berücksichtigen würde? 
Beide Thesen lassen sich mit empirischen 
Erfahrungen untermauern.

Die BEPS-Empfehlungen, die 2015 
ausgesprochen wurden, haben sicherlich 
viele Menschen enttäuscht. Sie liefen nicht 
auf eine radikale Reform des internationa-
len Steuersystems hinaus. Allerdings war 
das auch nicht der Auftrag. Einige BEPS-Postfächer auf den Cayman Islands. 
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Empfehlungen sind nützlich. Das gilt be-
sonders für den Vorschlag, alle großen 
transnationalen Unternehmen dazu zu ver-
pflichten, über Einnahmen und Gewinne 
für jedes Land einzeln Rechenschaft abzule-
gen („country-by-country reporting“).

Mit den Empfehlungen ist die De-
batte aber noch nicht abgeschlossen. Im 
Rückblick ist klar, dass die Dinge nun erst 
in Bewegung geraten sind. Diverse andere 
Reforminitiativen wurden jenseits dieses 
Rahmens gestartet. Eine aus Sicht der Ent-
wicklungsländer besonders wichtige Initi-
ative geht abermals von der OECD aus. Sie 
soll den Informationsaustausch zwischen 
nationalen Finanzämtern verbessern. Das 
erklärte Ziel ist, das Auskunftssystem global 
anzulegen und zu automatisieren, so dass 
alle Staaten Zugriff auf Informationen über 
relevante Steuerzahler bekommen.

Damit solche Reformschritte Wirkung 
zeigen, muss noch viel geschehen – und das 
gilt besonders mit Blick auf die Entwick-
lungsländer. Deren Steuerbehörden ste-
hen vor dem neuen – aber eigentlich recht 
willkommenen – Problem, dass ihnen viel 
mehr Daten zur Verfügung stehen, als sie 
verarbeiten können. Der Trend zum Einsatz 
digitaler Technik in der Steuerverwaltung 
verstärkt diese Herausforderung.

Die Steuerdebatte läuft in der breiten 
Öffentlichkeit sowie in der Fachwelt. Sie 
führt allmählich zu echtem Wandel. Die 
Entwicklungsländer sind von der Entschei-
dungsfindung längst nicht mehr in dem 
Maße ausgeschlossen wie noch vor zehn 
Jahren. In verschiedener Hinsicht nimmt 
die OECD die Anliegen der Entwicklungs-
länder heute sehr ernst.

Die OECD agiert dabei nicht sonder-
lich selbstlos, sie steht aber vor einigen 
ernsten Herausforderungen. Das UN-Steu-
erkomitee ist ein potenzieller Konkurrent, 
was die Vertretung der Entwicklungsländer 
angeht, und es wurde kürzlich aufgewertet. 
Wichtiger noch ist, dass die großen Schwel-
lenländer immer weniger geneigt sind, sich 
den Sichtweisen der OECD anzuschließen. 
Die OECD hat ein großes Eigeninteresse da-
ran, zu einem glaubwürdigeren globalen Fo-
rum zu werden, das nicht nur die Mitglieds-
staaten akzeptieren.

Kein Ende des Kampfes

All dies heißt nicht, dass die Entwicklungs-
länder oder Initiativen, die sich für deren 

Interessen einsetzen, aufhören sollten, Re-
formen der internationalen Steuerordnung 
zu fordern. Mir scheint aber die Zeit gekom-
men zu sein, in der sich die Entwicklungs-
länder zusammentun und gemeinsam aktiv 
werden sollten. Dabei könnte es beispiels-
weise um folgende Dinge gehen:

●● Die Geberländer haben sich verpflich-
tet, mehr zur Stärkung der „heimischen Res-
sourcenmobilisierung“ in Entwicklungslän-
dern beizutragen. Die Empfängerländer 
müssen entscheiden, wie sie diese Mittel 
nutzen wollen. Sinnvoll wäre es, wenn sie 
sich selbst in die Lage versetzen, mit der 
neuen Informationsflut zurechtzukommen 
und von den innovativen Systemen des 
Austausches von Steuerdaten Gebrauch zu 
machen.

●● Was die Steuerpolitik angeht, gibt 
es bislang zwischen Entwicklungsländern 
bislang kaum Harmonisierung – weder mit 
Blick auf die Gesetzgebung noch auf die Be-
hördenstruktur. Jedes Land hat seine eige-
nen, oft recht vielfältigen Regeln. Anderer-
seits haben manche Länder auch gar keine 
Regeln für die wichtige Frage der Transfer-
berechnung. Dabei geht es darum, wie mul-

tinationale Konzerne interne Zahlungen 
verbuchen und damit Profite von Land zu 
Land verschieben. Zudem hat jeder Staat 
eigene Gesetze, Verordnungen und Verfah-
ren, was die Gewährung von Steuererleich-
terung für Investoren angeht. Da es keine 
Harmonisierung gibt, können mächtige 
transnationale Konzerne und ausländische 
Regierungen in Verhandlungen einzelne 
Entwicklungsländer unter Druck setzen 
und große Vorteile erzielen.

Zu erwarten, dass sich alle Entwick-
lungsländer innerhalb von zehn Jahren 
über solche Fragen einigen, wäre überzo-
gen. Auf der Ebene der Weltregionen und 
Subregionen ließe sich aber viel errei-
chen. Die Entwicklungsländer sind nun 
am Zug.

Mick Moore  

leitet das International  
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Apple Store in London: Technologiekonzern aus Silicon Valley horten Profite im Ausland, um sie 

in den USA nicht zu versteuern. 
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Doppelmoral

Afrikanische Länder nehmen oft nur einen 
kleinen Teil ihres Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) durch Steuern ein, deshalb fehlt ihnen 
Geld. Die OECD-Regierungen betonen 
gerne, dass eine stärkere Mobilisierung 
inländischer Steuern die Entwicklung voran-
treiben würde. Zugleich sind die Geberländer 
aber mitverantwortlich für Steuerhinterzie-
hung, insbesondere von multinationalen 
Konzernen.

Von Dereje Alemayehu

Die Steuerquote sagt nichts darüber aus, 
wie fair ein Steuersystem ist. In den meisten 
Mitgliedsländern der OECD (Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung), einer Dachorganisation rei-
cher Nationen, blieb sie in den vergangenen 
30 Jahren relativ konstant. Durch eine Ver-
lagerung von direkten zu indirekten Steuern 

wurde die Steuerlast jedoch von den Reichen 
auf die Armen umgelegt. Fairness hängt also 
von der Art der erhobenen Steuern ab.

Afrikanische Länder könnten mehr 
Geld von den Armen einfordern und so ihre 
Steuerquote erhöhen, doch das würde die 
Ungleichheit anheizen. Es müssten gerechte 
Steuersysteme eingeführt werden, in denen 
alle Bürger das zahlen, was sie zahlen kön-
nen. Wer mehr hat, sollte entsprechend mehr 
zahlen. Ein solches Steuersystem wird als 

progressiv bezeichnet. Die afrikanischen Re-
gierungen müssen zudem alles daransetzen, 
illegale Finanzströme (illicit financial flows – 
IFF) im globalen Kontext einzudämmen.

Die Steuerquoten der afrikanischen 
Länder sind angesichts denen der OECD-
Mitglieder gering. Als die Volkswirtschaften 
der OECD-Länder noch nicht industriali-
siert, diversifiziert und technologisiert wa-
ren, sah es dort aber ähnlich aus und die eu-
ropäischen Regierungen erhoben oft auch 
nur 10 Prozent des BIP.

Die niedrigen Steuerquoten haben 
auch mit der Struktur der afrikanischen 
Volkswirtschaften zu tun. Es ist schwer, 
Steuern zu erheben, wenn Subsistenzland-
wirtschaft, wenig Diversifizierung und ein 
ausgeprägter informeller Sektor in städ-
tischen Gebieten vorherrschen. Hilfreich 
wäre es, auch im informellen und Subsis-
tenzsektor Steuern zu erheben. Das würde 

Einnahmen bringen und die Mehrheit der 
Bevölkerung zu steuerpflichtigen Bürgern 
mit Mitspracherecht zu machen.

Es ist international bekannt, dass 
Steuerzahler ihre Regierungen eher zur 
Verantwortung ziehen als diejenigen, die 
keine Steuern zahlen. Steuern symbolisie-
ren einen „sozialen Vertrag“: Die Menschen 
zahlen, und dafür sorgt die Regierung für 
soziale Dienstleistungen und Infrastruktur. 
Normalerweise wird das Budget vom Parla-

ment verabschiedet und der Sozialvertrag 
durch Wahlen gestärkt.

Leider sind die afrikanischen Steuer-
systeme zunehmend auf indirekte Steuern 
wie die Mehrwertsteuer angewiesen, und 
sie tun bis heute wenig dafür, den Gesell-
schaftsvertrag zu stärken. Die Verbraucher 
sind sich dieser Steuern oft nicht bewusst. 
Dabei werden gerade die Armen überpro-
portional belastet, da sie fast ihr gesamtes 
Einkommen für Konsumgüter ausgeben 
müssen.

Schlupflöcher und Ausnahmen ermög-
lichen es Bessergestellten, kaum Steuern 
zu zahlen. Oft eröffnen Regierungen ihnen 
sogar absichtlich solche Freiräume. Mit 
progressiveren Steuersystemen würde man 
mehr einnehmen und zugleich für Fairness 
sorgen. Um Korruption zu senken, effizienter 
zu arbeiten und Glaubwürdigkeit zu gewin-
nen, müssten nationale Steuerbehörden 
mehr zur Rechenschaft gezogen werden und 
transparenter arbeiten. Eine bessere und 
progressivere Besteuerung wäre ein Gewinn 
für die Regierungen afrikanischer Länder.

Eingeschränkte Souveränität

Steuerpolitik ist ein souveränes Vorrecht. 
Jedes Land kann seine Steuerpolitik frei 
bestimmen. Tatsächlich aber mischen in-
ternationale Finanzinstitutionen (IFI) und 
Geberregierungen in Afrika erheblich mit 
(siehe Kasten, S. 29). Afrikanische Länder 
haben das Recht und die Pflicht, ihre Poli-
tik so auszurichten, dass sie ihren Bürgern 
dient – und nicht multinationalen Kon-
zernen. Steuererleichterungen für auslän-
dische Investoren untergraben die afrika-
nische Staatlichkeit und verhindern faire 
Steuersysteme.

Die Rolle der IFIs und Geberländer bei 
der Aufrechterhaltung des Status quo ist be-
achtlich. OECD-Länder billigen Steuerhin-
terziehung in Afrika und zeigen darin eine 
ähnliche Haltung wie früher im Umgang 
mit Bestechungsgeldern: Bis Anfang dieses 
Jahrhunderts duldeten sie diese Art Korrup-
tion nicht nur – Bestechungsgelder waren 
sogar steuerlich absetzbar. Wenn sie Steuer-
hinterziehung und Steuerflucht multinatio-
naler Unternehmen auf ähnliche Weise als 
illegal bekämpfen würden, wie sie es zuletzt 
endlich mit Bestechung taten, würde es zu 
ihren Versprechungen passen, afrikanische 
Regierungen beim Erheben von mehr inlän-
dischen Einnahmen unterstützen zu wollen. Fo
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Illegale Finanzströme untergraben 
die öff entlichen Einnahmen Afrikas. Sie 
einzudämmen ist ein heißes Thema im 
Entwicklungsdiskurs. Die afrikanischen 
Regierungen können nur begrenzt agieren, 
da IFFs auch Manipulation internationaler 
Handelspreise, Diebstahl öff entlicher Ver-
mögenswerte und Steueroasen beinhalten. 
Die berüchtigtsten Steuerparadiese gehören 
zur OECD, darunter 15 britische Kronkolo-
nien und Überseeterritorien, einschließlich 
der Virgin und Cayman Islands.

2011 beriefen Afrikanische Union und 
UN-Wirtschaftskommission für Afrika ein 
hochrangiges IFF-Gremium ein. Den Vorsitz 
hatte Thabo Mbeki, der ehemalige Präsident 
Südafrikas (siehe auch Mick Moore, Seite 
25). 2015 veröff entlichte das Panel seinen 
Bericht. Es schätzt, dass bis zu 60 Milliarden 

Dollar jährlich durch illegale Finanzströme 
vom Kontinent abfl ießen.

Das Gremium empfahl unter anderem, 
die Geheimhaltung weltweit aufzuheben. 
Skandale wie Swiss Leaks, Luxleaks, Panama 
Papers und die jüngsten Paradise Papers ha-
ben das globale Ausmaß von Steuerhinterzie-
hung und Steuervermeidung off engelegt und 
veranschaulicht, wie solche Praktiken durch 
Geheimhaltung erleichtert werden. Doch 
nach ein paar Wochen öff entlicher Empö-
rung ging es bislang immer weiter wie gehabt.

Die OECD-Mitglieder versuchen, Steu-
erhinterziehung in ihren eigenen Ländern 
zu reduzieren und zu verhindern, dass ihre 
Einnahmen durch Gewinnverlagerung ge-
schmälert werden. Gegen Gewinnverlage-
rungen aus Entwicklungsländern sowie IFF 
aus Afrika tun sie wenig.

Wenn die OECD-Regierungen afrika-
nische Länder wirklich dabei unterstützen 
wollen, ihre inländischen Einnahmen zu 
steigern, ist mehr von ihnen gefragt als Be-
ratung bei Steuerpolitik und Verwaltung der 
Einnahmen. Ein guter Ansatz wäre es, die 
durch Steuerhinterziehung und IFFs entste-
henden Einnahmenverluste zu verringern. 
Das würde auch Maßnahmen zur Verbes-
serung der Steuersysteme in Afrika mehr 
Glaubwürdigkeit verleihen.

DEREJE AlEMAYEHU 
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Networks Africa in Nairobi.

alemayehu@taxjusticeafrica.net

Die afrikanische Staatlichkeit 
untergraben

In den vergangenen zehn Jah-
ren drängen Geberregierungen 
afrikanische Länder zuneh-
mend dazu, ihre Staatseinnah-
men zu steigern. Gerne über-
sehen sie dabei, dass sie selbst 
bis zum heutigen Tag für die 
geringen Einnahmen mitver-
antwortlich sind.

Ab den 1980er Jahren 
bestanden internationale Fi-
nanzinstitutionen und Geber-
regierungen auf Strukturan-
passungsprogrammen, die auf 
„Privatisierung, Deregulierung 
und Liberalisierung“ abzielten. 
Entwicklungshilfe und Kre-
dite wurden an die Bedingung 
geknüpft, dass afrikanische 
Regierungen diese Maßnah-
men umsetzten, die allerdings 
ihre öff entlichen Einnahmen 
schmälerten.

Dass Privatisierung als 
Lockmittel für ausländische 
Direktinvestoren galt, machte 
alles noch schlimmer. Steuer-
vergünstigungen und Steuer-

befreiungen waren ein Weg, um 
ausländische Unternehmen 
anzulocken, ein anderer war 
die kostenlose Rückführung 
von Gewinnen. Fallstudien be-
legen, dass die Regierungen der 
Entwicklungsländer teils mehr 
Geld ausgaben, um Investoren 
anzulocken, als sie über Steu-
ern von deren Unternehmen 
wieder hereinholen konnten. 
Letztlich haben die Regie-
rungen diese Unternehmen 
subventioniert.

Noch heute gewähren 
afrikanische Regierungen mul-
tinationalen Unternehmen oft 
extrem günstige Steuerkondi-
tionen. Auch Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA) werden 
zu einem immer wichtigeren 
Grund dafür, dass afrikanische 
Regierungen auf Steuereinnah-
men verzichten (siehe Beitrag 
von Nico Beckert, S. 32). Offi  -
ziell sollen DBA sicherstellen, 
dass ein Unternehmen nur 
einmal besteuert wird und die 
beteiligten Länder die Einnah-
men fair untereinander auftei-
len. Tatsächlich begünstigen 
die DBA jedoch eher die Län-
der, in denen die multinatio-
nalen Unternehmen ansässig 

sind. Fallstudien und andere 
Belege zeigen, dass es dabei um 
enorme Summen gehen kann.

Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) befürwortet 
DBA nicht mehr blind. Nach 
der Analyse des Mongolei-
Falls im Jahr 2012 kam der IWF 
zu dem Schluss, dass „einige 
DBA-Bestimmungen es Bür-
gern anderer Länder ermögli-
chen, ihre Quellensteuer in der 
Mongolei erheblich zu redu-
zieren“. Daraufh in beschloss 
die Mongolei, ihre DBA zu an-
nullieren und selektiv neu zu 
verhandeln, um die Besteue-
rung im eigenen Land sicher-
zustellen.

Seither mahnt der IWF 
Entwicklungsländer zur Vor-
sicht mit DBA. Die OECD-Mit-
glieder bestehen jedoch weiter 
auf Vereinbarungen, die „ihre“ 
jeweiligen multinationalen Un-
ternehmen steuerlich begün-
stigen. Dies führt ihre eigene 
Forderung, afrikanische Län-
der sollen mehr Staatseinkünf-
te generieren, ad absurdum 
und unterminiert die offi  zielle 
Entwicklungshilfe, die sie zur 
Unterstützung genau dieses 
Ziels leisten. (da)

Die Bergbauindus-

trie ist die wichtigste 

Einkommensquelle 

der Mongolei – die 

Erfahrungen mit 

Doppelbesteue-

rungsabkommen 

waren nicht gut. 
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Der wahre Preis von 
Verwaltungsgebühren

Steuerabkommen sollen zwei Zwecken die-
nen: Sie sollen Doppelbesteuerung und 
Steuerflucht verhindern. In der Praxis jedoch 
handelt es sich eher um Nicht-Besteue-
rungs-Abkommen.

Von Catherine Ngina Mutava

Steuern sind wie ein Kuchen. Jeder will ein 
Stück abhaben, aber man will nur denen 
etwas abgeben, die man mag. Wenn jeder 
etwas bekommt, ist der Kuchen schnell alle. 
Deshalb schließen Staaten Steuerabkom-
men, die festlegen, welches Land welchen 
Bereich eines internationalen Geschäfts be-
steuern darf.

Steuerabkommen sind komplexe 
Rechtsverträge. Grob gesagt, unterscheiden 
sie aktive von passiven Einkünften. Nor-
malerweise darf ein Gastgeberland die in 
seinen Grenzen stattfindenden Unterneh-
mensaktivitäten besteuern, während der 
Staat, in dem der Unternehmenssitz liegt, 
Steuern auf Dividenden, Lizenzen, Zinszah-
lungen und andere passive Einkünfte erhe-
ben darf. Die passiven Einkünfte reduzieren 
den im Gastgeberland gemachten Gewinn, 
wodurch sich wiederum die dort zu versteu-
ernde Summe reduziert.

Mit Hilfe von „Verwaltungsgebühren“ 
können die passiven Einkünfte gesteigert 

werden. Dabei erhebt ein ausländisches Un-
ternehmen etwa von seinen afrikanischen 
Tochterfirmen Gebühren für alle Art von 
Dienstleistungen und zieht so Gewinne aus 
dem Gastgeberland ab. Multinationale Kon-
zerne wie Google, Amazon oder Starbucks 
nutzen Verwaltungs- und Lizenzgebühren 
dazu, ihre Gewinne in Steueroasen zu verla-
gern. Dabei behaupten sie, dass ihre Toch-
terfirmen für geistiges Eigentum, Manage-
ment-Dienstleistungen und anderes zahlen 
– in Wahrheit jedoch betreiben die multina-
tionalen Konzerne in den Steueroasen keine 
nennenswerten Aktivitäten.

Kenia gehört zu den größten Schnitt-
blumenexporteuren in die Europäische 
Union. Trotzdem zahlen die meisten Blu-
menunternehmen keine Steuern in Kenia. 
Die ausländischen Eigentümer, meist Nie-
derländer, stellen das Kapital zur Verfügung 
und verschieben die Gewinne, indem sie 
von den kenianischen Blumenunterneh-
men alle möglichen Gebühren erheben. Im 
Sinne der Buchhaltung machen sie in Ke-
nia keine Gewinne. Es ist aber nicht davon 
auszugehen, dass sie in den Niederlanden 
Steuern zahlen. Die Steuersysteme der In-
dustriestaaten haben allerlei Schlupflöcher, 
mit denen sie sich ihre eigenen Steueroasen 
schaffen. Die Niederlande sind bekannt als 
Niedrigsteuerland.

Kenia braucht dringend Steuerein-
nahmen für den Ausbau der Infrastruktur 
und staatliche Dienstleistungen. Aber in 
einem wesentlichen Teil der Wirtschaft wer-
den zahlreiche Firmen gar nicht besteuert. 
Das ist nicht gerecht – aber völlig legal.

Es wäre falsch, nur die Regierungen 
der reichen Länder für diese traurige Lage 
verantwortlich zu machen. Auch afrika-
nische Regierungen haben die Abkommen 
unterschrieben. Die Wahrheit ist, dass vor 
allem die Eliten von ihnen profitieren, wes-
halb die Afrikanische Union (AU) kaum ein 
starker Partner für positive Veränderung in 
internationalen Steuerfragen sein dürfte. 
Schließlich sind die Entscheidungsträger in 
der AU diejenigen, die Geld auf Schweizer 
Bankkonten haben.

Steuerabkommen haben häufig 
Schlupflöcher. In Kombination mit natio-
nalen Schlupflöchern werden sie dadurch 
zu doppelten Nicht-Besteuerungs-Abkom-
men. Die gute Nachricht ist, dass afrika-
nische Staaten mit dem Schließen ihrer 
Schlupflöcher begonnen haben. Wenn die 
Steuerbehörden sich anstrengen, ihre Ver-
rechnungspreissysteme zu verbessern, 
können sie Geld von den multinationalen 
Konzernen zurückholen. Kenia war damit 
gerade recht erfolgreich.

Auf der anderen Seite sind afrika-
nische Staatenlenker versucht, selbst Steu-
eroasen zu schaffen. Nahezu unbemerkt 
von der Öffentlichkeit ist vor den Wahlen in 
Kenia im Sommer ein Gesetz über die Grün-
dung des Nairobi International Financial 
Centre verabschiedet worden. Was offiziell 
ein international wettbewerbsfähiger Fi-
nanzplatz sein soll, wird in Wahrheit eine 
Steueroase sein. Dort registrierte Firmen 
genießen strenge Vertraulichkeit und unter-
liegen nicht der Aufsicht der Zentralbank. 
Ranghohe Politiker, darunter der Staatsprä-
sident, sitzen im Vorstand.

Sie sind entschlossen, ihre eigene 
Steueroase zu schaffen, aber ob es ihnen 
gelingt, bleibt abzuwarten. Kenianer sind 
bekannt für ihre Streitlust. Und das neue Fi-
nanzzentrum wird mit hoher Wahrschein-
lichkeit vor Gericht landen.

Catherine Ngina Mutava 

ist Vize-Direktorin des 

Zentrums für Steuer-

forschung an der Strathmore-
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Blühende Steuervermeidungsindustrie: kenianische Blumenfarm. 
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Fehlende Milliarden

Viele afrikanische Länder sind reich an Roh-
stoffen wie Gold, Diamanten, Erdöl, Kupfer 
oder seltenen Erden und gehören dennoch 
zu den ärmsten Ländern der Welt. Ein Grund 
dafür ist die Steuerflucht internationaler 
Unternehmen, besonders aus dem Rohstoff-
sektor. Sie nutzen sowohl illegale als auch 
legale – aber moralisch fragwürdige – Prak-
tiken, um so wenig Steuern wie möglich an 
die rohstoffreichen Länder zu zahlen.

Von Nico Beckert

Durch die Steuerflucht internationaler Öl-, 
Gas und Bergbauunternehmen gehen roh-
stoffreichen Ländern jährlich Steuerein-
nahmen in Milliardenhöhe verloren (siehe 
auch E+Z/D+C e-Paper 2017/03, S. 12). Schät-
zungen der UN und der Weltbank gehen von 
einem zweistelligen Milliardenbetrag aus.

Diese Steuerflucht hat gravierende 
soziale, wirtschaftliche und politische Aus-
wirkungen. Denn das Geld fehlt für grundle-
gende staatliche Dienstleistungen. Laut der 
Weltgesundheitsorganisation (World Health 
Organization – WHO) würden jährliche In-
vestitionen von 8,7 Milliarden Dollar in den 
Gesundheitsbereich 4 Millionen Kindern 
pro Jahr in 46 afrikanischen Staaten das 
Leben retten. Und 5,2 Milliarden Dollar pro 
Jahr würden ausreichen, um die fehlenden 
Lehrkräfte zu bezahlen, damit jedes Kind in 
Afrika zur Schule gehen kann.

Die Staatsausgaben von Ländern wie 
Sambia, der Demokratischen Republik 
Kongo, dem Tschad, Niger oder Liberia lie-
gen jeweils unter 6 Milliarden Dollar pro 
Jahr. Die Steuerflucht fällt also schwer ins 
Gewicht. Zwar veruntreuen auch manche 
afrikanische Präsidenten einen Teil der 
Einnahmen ihres Staates. Korruption von 
Politikern und Beamten macht aber nach 
Zahlen der Forschungs- und Beratungsor-
ganisation Global Financial Integrity nur 
etwa ein Zehntel der Summe aus, die afrika-
nischen Staaten durch die Steuerflucht von 
Unternehmen verlorengeht.

Fehlende Steuereinnahmen erschwe-
ren es den betroffenen Ländern auch, sich 
nachhaltig zu entwickeln und eine stabi-
le Wirtschaft aufzubauen. Um Unterneh-

mertum zu fördern und Arbeitsplätze zu 
schaffen, bedarf es vieler Voraussetzungen, 
darunter Straßen und Strom, Bildung und 
Forschung sowie Kredite, um Investiti-
onen und Unternehmertum zu fördern. 
Ohne Steuereinnahmen kann der Staat all 
das nicht bereitstellen, er ist auf Hilfe von 
außen angewiesen. Laut der NGO Global 
Policy Forum bewegt sich der Abfluss po-
tenzieller Steuereinnahmen in einer ähn-
lichen Größenordnung wie die öffentliche 
Entwicklungshilfe (official development as-
sistance – ODA) für Subsahara-Afrika.

Die Sustainable Development Goals 
(SDGs) sind kaum zu erreichen, wenn die 
Steuerflucht nicht eingedämmt wird. UN-

Schätzungen zufolge werden für die welt-
weite Umsetzung der Agenda 2030 jährlich 
zwischen 750 Milliarden und 1,3 Billionen 
Dollar an öffentlichen Ausgaben benötigt. 
Das ist mit ODA allein nicht zu stemmen.

Tricksen und täuschen

Internationale Rohstofffirmen bedienen 
sich vieler Taktiken zur Steuervermeidung. 
Schon bei den Verhandlungen über die Ab-
bauverträge nutzen Unternehmen ihre Ver-

handlungsmacht oder ihr Wissen über tech-
nische Vertragsklauseln – oder sie zahlen 
Schmiergelder, um von bestimmten Steuern 
entweder komplett oder für einen langen 
Zeitraum befreit zu werden.

Ein weiterer Trick besteht in soge-
nannten falschen Verrechnungspreisen. 
Dabei verkauft das Unternehmen die Roh-
stoffe, die es abbaut, weit unter Marktpreis 
an eine Tochterfirma in einer Steueroase (s. 
Tobias Hauschild, S. 34). So macht das Un-
ternehmen im Herkunftsland der Rohstoffe 
wenig Gewinn und muss kaum Steuern 
zahlen. Auch in der Steueroase, in die der 
Gewinn verschoben wurde, fallen – eben 
wegen der niedrigen Steuersätze, die eine 
solche Oase ausmachen – kaum Steuern an. 
Gäbe es diese Null- oder Niedrigsteuerlän-
der nicht, hätten die Unternehmen weniger 
Möglichkeiten, Steuerzahlungen in rohstoff-
reichen Ländern zu umgehen. Auf ähnliche 
Weise wird auch bei der Mehrwert- oder Ver-

brauchssteuer und bei Lizenzgebühren und 
Dividenden getäuscht.

Auch Doppelbesteuerungsabkom-
men können der Steuervermeidung dienen  
(s. Catherine Ngina Mutava, S. 30). Sie legen 
fest, in welchem Staat ein Unternehmen 
Steuern zu zahlen hat: zum Beispiel am Un-
ternehmenssitz oder in dem Land, in dem der 
Gewinn erwirtschaftet wird. Sinn der Sache 
ist, eine doppelte Besteuerung zu vermeiden. 
Viele dieser Abkommen sind allerdings zum 
Nachteil ärmerer Länder gestaltet. Fo
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Protest gegen 

britische 

Bergbaufirmen, 

denen unter 

anderem 

Steuervermeidung in 

Afrika vorgeworfen 

wird, im August in 

London. 
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Die Nutzung von Doppelbesteue-
rungsabkommen zur Steuervermeidung 
ist nicht illegal, aber moralisch höchst 
fragwürdig, wie die NGO ActionAid am 
Beispiel eines australischen Bergbauun-
ternehmens in Malawi zeigt. Um dort keine 
Quellensteuer zahlen zu müssen, bediente 
sich das Unternehmen eines Steuerabkom-
mens zwischen Malawi und den Nieder-
landen. Es gründete in dem europäischen 
Land eine Tochtergesellschaft ohne An-
gestellte, um Gelder aus Malawi dorthin 
zu verschieben. In den Niederlanden lag 
die entsprechende Steuer bei null Prozent, 
so dass die Gelder ohne Abzüge weiter 
Richtung Hauptsitz des Unternehmens 
in Australien fl ießen konnten. So hat ein 
einzelnes Unternehmen den malawischen 
Staat über den Zeitraum von sechs Jahren 

um Steuern in Höhe von 27,5 Millionen 
Dollar geprellt.

Dies ist kein Einzelfall, und die Sum-
me ist sogar vergleichsweise niedrig. Laut 
der niederländischen NGO SOMO hat 
beispielsweise eine Ölfi rma in Uganda 
versucht, Steuerzahlungen von mehr als 
400 Millionen Dollar zu umgehen. Nach 
langwierigen Gerichtsverfahren konnte 
Uganda immerhin einen Teil dieser Summe 
eintreiben.

Viele der betroff enen Länder fordern, 
dass ihre Interessen bei der Besteuerung 
internationaler Konzerne berücksichtigt 
werden, besonders im Rohstoff abbau. Bei 
der UN-Konferenz zur Entwicklungsfi nan-
zierung im Juli 2015 in Addis Abeba drang 
eine Gruppe von 134 Entwicklungs- und 
Schwellenländern auf die Einrichtung eines 

Regierungsausschusses auf UN-Ebene. Sie 
erhoff en sich davon mehr Mitspracherechte 
bei internationalen Verhandlungen zu Steu-
erfragen. Allerdings lehnten viele westliche 
Staaten die Forderung dieser großen Ko-
alition von Ländern des globalen Südens 
ab, sodass nichts daraus wurde. Bis heute 
werden internationale Steuerfragen und 
die Bekämpfung von Steuervermeidung auf 
OECD-Ebene hauptsächlich durch G20-Mit-
glieder bestimmt (s. Mick Moore, S. 25).

NICO BECKERT 

ist freier Journalist und 

Fachpromotor für Rohstoffe 

und Rohstoffpolitik am Haus 

Wasserburg in Vallendar.

nico.beckert@gmx.net

Blog: www.zebralogs.wordpress.com

Kampf gegen Steuerfl ucht

Auf internationaler Ebene gab 
es in den vergangenen Jahren 
mehrere Initiativen, um Steu-
erfl ucht durch größere Trans-
parenz und neue Standards zu 
bekämpfen. Sowohl die USA 
als auch die EU beschlossen 
Regeln, die Rohstoff unterneh-
men zur Off enlegung ihrer 
Steuer- und anderer Zahlungen 
an die jeweiligen Regierungen 
verpfl ichten. In den USA be-
kämpfte die Industrie die Um-
setzung dieser Regeln. Anfang 
2017 beschloss der Kongress, 
die Transparenz-Regeln kom-
plett zu stoppen.

Die EU-Regelung (EU Ac-
counting Directive) steht in der 
Kritik, weil mit ihr nur illegale 
Korruption vermieden werden 
könne. Subtilere Fälle legaler, 
aber moralisch fragwürdiger 
Steuervermeidung hingegen 
könnten damit kaum unterbun-
den werden, da wichtige Daten 
noch immer im Verborgenen 
bleiben. Es bräuchte weiteren 
öff entlichen Druck, um faires 
Steuerzahlungsverhalten oder 

eine strengere Prüfung von Un-
ternehmen durchzusetzen.

Derzeit debattieren EU-
Parlament und EU-Kommis-
sion darüber, welche Daten 
Unternehmen off enlegen sol-
len und welche Unternehmen 
davon betroff en wären. Der 
Kommissionsentwurf bleibt 
dabei hinter dem des Parla-

ments zurück und würde wie 
die Accounting Directive – die 
nur den Rohstoff sektor betriff t 
– kaum zur Verbesserung der 
Situation beitragen.

Für Doppelbesteuerungs-
abkommen sind sogenannte 
Antimissbrauchsregeln im 
Gespräch. NGOs und EU-Par-
lamentarier kritisieren jedoch, 
dass diese am Problem vorbei-
gehen, da es für die rohstoff rei-
chen Länder äußerst schwierig 
ist, nachzuweisen, dass Unter-

nehmen Schlupfl öcher nutzen. 
Diesen Nachweis müssten die 
Länder aber erbringen, um die 
Missbrauchsregeln anwenden 
zu dürfen.

Um dem Trick „falscher 
Verrechnungspreise“ zu begeg-
nen, bilden Industrieländer wie 
Deutschland Steuerbehörden 
in rohstoff reichen Ländern aus. 
Denn das Aufspüren falscher 
Verrechnungspreise ist eine 
komplizierte Angelegenheit. 
NGOs gehen diese Maßnahmen 
allerdings nicht weit genug. Sie 
fordern auf OECD-Ebene einen 
Systemwechsel hin zur Einfüh-
rung einer Gesamtkonzernsteu-
er. Dieses Verfahren würde den 
Gewinn eines gesamten Kon-
zerns, inklusive aller Tochterfi r-
men, erfassen. Auf Grundlage 
einer auf internationaler Ebe-
ne zu beschließenden Formel 
würde der Gewinn dann auf die 
Länder verteilt, in denen das 
Unternehmen aktiv ist – und 
dort auch besteuert. Eine solche 
Gesamtkonzernsteuer könnte 
dazu beitragen, die Besteue-
rung anhand der realen Werte 
und Gewinne der Konzerne zu 
gewährleisten und Steuerfl ucht 
zu bekämpfen. (nb) F o
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EU-Untersuchungsausschuss zu den Panama Papers, die Steuerfl ucht 

und Geldwäsche in großem Stil öffentlich machten, hier in einer Sitzung 

im Mai in Brüssel. 
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Nicht mit zweierlei Maß messen

Steueroasen sind die Spinne im Netz der 
Steuervermeidung. Die internationale Staa-
tengemeinschaft hat ihnen daher offiziell 
den Kampf angesagt. Eine kohärente und 
effektive Steueroasenpolitik liegt jedoch 
noch in weiter Ferne.

Von Tobias Hauschild

Steueroasen locken Vermögen und Gewinne 
mit einem Mix aus extrem niedrigen Steu-
ersätzen, individuellen Steuervergünsti-
gungen und Verschleierungsmöglichkeiten 
an und entziehen sie einer gerechten Be-
steuerung – auf Kosten der Bürger armer 
wie reicher Länder. Ein wichtiges Instru-
ment, um das zu ändern, sind schwarze Lis
ten. Bislang wird es aber zu wenig genutzt, 
um Steueroasen tatsächlich unter Druck zu 
setzen. So haben die G20 auf ihrem Gipfel 
in Hamburg auf Vorschlag der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) eine Liste verabschie-
det, auf der lediglich ein Land verzeichnet 
ist: der Karibikstaat Trinidad und Tobago.

Die EU will es nun besser machen. Sie 
hat erstmals ein eigenes Verzeichnis von 
Steueroasen erstellt. Am 5. Dezember 2017 
einigten sich die europäischen Finanzmi-
nister auf eine schwarze Liste, die 17 Länder 
und Verwaltungsgebiete umfasst. Weitere 
46 stehen auf einer sogenannten grauen 
Liste. Diese Länder sind derzeit als Steuer-
oasen einzuordnen, haben sich aber zu Re-
formen bereiterklärt. Befürchtungen, die 
EU-Liste könnte so gut wie leer bleiben und 
so zur Farce werden, haben sich damit nicht 
bestätigt. Sie enthält die meisten der 35 Län-
der und Verwaltungsgebiete, die laut einem 
Oxfam-Schattenbericht auf Grundlage der 
EU-Kriterien auf jeden Fall auf der Liste ste-
hen müssen.

Schwachstellen sind dennoch offen-
sichtlich. Die EU hat die Länder anhand von 
drei zentralen Kriterien bewertet:

●● Steuertransparenz, welche insbeson-
dere die Bereitschaft zum Austausch von 
Informationen mit anderen Verwaltungen 
umfasst,

●● faire Besteuerung, das heißt, Länder 
gewähren keine schädigenden Steuerver-
günstigungen, und

●● die Umsetzung der im Rahmen der 
OECD vereinbarten Maßnahmen, um die 
Gewinnkürzung und -verlagerung von Un-
ternehmen (base erosion and profit shifting 
– BEPS) einzudämmen.

In diesem Kriterienkatalog fehlt das 
Merkmal, ob überhaupt Steuern erhoben 
werden. Ein Steuersatz von null Prozent ist 
aus Sicht der EU lediglich ein Indikator un-
ter vielen, führt aber nicht automatisch zur 
Einstufung als Steueroase. Das illustriert 
eine wesentliche Herausforderung der in-
ternationalen Steuerpolitik: Dass Länder mit 
extrem niedrigen Steuersätzen den ruinösen 
internationalen Steuerwettlauf nach unten 
immer weiter befeuern, wird noch immer 
nicht als grundlegendes Problem angesehen.
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Die Bank von Bermuda. Bermuda steht auf der grauen Liste der Steueroasen der EU. 
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Auf der schwarzen Liste stehen vor 
allem kleinere Länder, viele davon in der 
Karibik. Konsistent ist sie nicht: Die Ein-
stufung etwa der Mongolei oder Tunesiens 
in diese Kategorie ist unverständlich. Sie 
beruht vor allem darauf, dass diese Länder 
nicht das Transparenzkriterium erfüllen, 
sprich nicht am internationalen Datenaus-
tausch teilnehmen. Dabei wird außer Acht 
gelassen, dass ihre Steuerverwaltungen 
schlichtweg nicht die Kapazitäten haben, 
um die internationalen Standards zu erfül-
len. Länder mit mittlerem oder niedrigem 
Einkommen sollten aber nur dann auf-
genommen werden, wenn sie tatsächlich 
schädliche Steuerpraktiken anwenden.

Tatsächliche Schwergewichte unter 
den Steueroasen finden sich hingegen le-
diglich auf der grauen Liste, darunter die 
Schweiz und Bermuda. Die EU sagt, dass 
sie diesen Ländern Reformzugeständnisse 
abgerungen habe. Wie diese genau ausse-
hen, bleibt jedoch unklar. Die EU muss of-
fenlegen, wie die vereinbarten Reformen 

konkret aussehen, und auf zeitnahe Um-
setzung drängen. Die graue Liste darf kein 
dauerhaftes Rettungsboot sein; ohne zeit-
nahe, substanzielle Reformen müssen die 
Länder auf die schwarze Liste überführt 
werden. Um Wirkung zu zeigen, muss die 
Liste zudem mit Maßnahmen seitens der EU 
verknüpft werden, etwa der Erhebung von 
Steuern auf Finanzflüsse in Steueroasen.

Eine entscheidende Schwachstelle 
der EU-Steueroasenpolitik besteht darin, 
dass EU-Länder außen vor bleiben. Gemäß 
den nun von der EU angelegten Kriterien 
müssten nach Oxfam-Einschätzung auch 
Malta, Luxemburg, die Niederlande und Ir-
land auf der Liste stehen. Wer Steueroasen 
wirklich austrocknen will, darf nicht mit 
zweierlei Maß messen.

Die EU steht daher in ihren Bemü-
hungen erst am Anfang. Sie muss die nun 
veröffentlichte Liste konsolidieren, indem 
die echten Steueroasen identifiziert und 
unter Druck gesetzt werden. Dafür muss sie 
ihre Bewertungsgrundlagen transparenter 

machen und vor allem sehr niedrige und 
Null-Steuersätze als Kriterium anerkennen. 
Länder, die ökonomisch stark von ihrem 
Status als Steueroase abhängen, brauchen 
Unterstützung bei der Entwicklung nach-
haltiger Geschäftsmodelle. Und die EU 
muss den Druck auf ihre Mitgliedstaaten 
erhöhen, schädliche Steuerpraktiken zu be-
enden.

Link

Oxfam, 2017: Blacklist or white wash? What 

a real EU blacklist of tax havens should look 

like.

https://www.oxfam.org/en/research/blacklist-

or-whitewash-what-real-eu-blacklist-tax-

havens-should-look
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Basis verbreitern, Schlupflöcher 
schließen

Um Steuern zu erheben, muss die staatliche 
Verwaltung gut organisiert sein. Reformen 
zur Steigerung der Staatseinnahmen unter-
liegen vielfältigen Einflussfaktoren und müs-
sen langfristig angelegt sein, wie GIZ-Mitar-
beiterin Stefanie Rauscher erläutert.

Stefanie Rauscher im Gespräch mit Hans 
Dembowski

Wie schätzen Sie die Situation in Entwick-
lungsländern hinsichtlich eigener Staatsein-
nahmen ein?
In den vergangenen zehn Jahren ist viel ge-
schehen. Das Bewusstsein ist in vielen Län-
dern dafür gewachsen, dass die Entwick-
lungschancen wesentlich von erfolgreicher 
Mobilisierung eigener Staatseinnahmen 
abhängen. Das internationale Schlagwort 
lautet „Domestic Ressource Mobilisation“. 

Dabei spielen Steuern eine zentrale Rolle. 
Auch auf Seiten der Geber besteht Kon-
sens, dass dieses Thema mehr politische 
Aufmerksamkeit verdient – und entspre-
chend auch mehr Ressourcen bekommen 
muss. In der Addis Tax Initiative (ATI), die 
im Rahmen des UN Gipfels über Entwick-
lungsfinanzierung 2015 in der äthiopischen 
Hauptstadt entstand, haben sich Entwick-
lungs- und Geberländer zu überprüfbaren 
Zielen bekannt.

Welche Erfolge wurden erzielt?
In Asien und Lateinamerika sind die Steu-
erquoten in den letzten 10 bis 15 Jahren 
gestiegen. Einzelne Länder haben ihre Ein-
nahmen deutlich erhöht. Außerdem sind 
internationale Netzwerke entstanden, die 
Erfahrungsaustausch, Kapazitätsaufbau 
und Bewusstseinsbildung fördern. Ein Bei-

spiel ist das African Tax Administration 
Forum (ATAF). In den am wenigsten entwi-
ckelten Ländern, südlich der Sahara und in 
fragilen Staaten bleibt die Mobilisierung ei-
gener Ressourcen aber weiterhin eine große 
Herausforderung.

Was sind die wichtigsten Schritte, um das 
Steuerwesen zu stärken?
Wichtig ist es, die Steuerbasis zu verbreitern, 
also einerseits möglichst viele Menschen 
einzubeziehen und andererseits Schlupf-
löcher zu schließen. Die Verwaltung muss 
gestärkt und Korruption bekämpft werden. 
Diese Schwerpunkte sind klar. Für die Ab-
folge von Reformen gibt es allerdings keine 
Blaupause, denn die Bedingungen sind von 
Land zu Land unterschiedlich.

Warum ist es schwierig, in Entwicklungslän-
dern Steuereinnahmen zu generieren?
Es gibt vielfältige Hindernisse. In vielen 
Ländern mit niedrigen Steuerquoten be-
steht ein großer informeller Sektor, der 
schwer zu besteuern ist. Diese Länder hän-
gen dann stark von den Steuerzahlungen 
einer kleinen Zahl großer Unternehmen ab. 
Gerade große, multinationale Unternehmen 
haben jedoch Möglichkeiten zu aggressiver 



E+Z  e-Paper  Januar 2018� 36

Streit um Steuern

Fo
to

: p
ic

tu
re

-a
lli

an
ce

/P
ho

to
sh

ot

Steuerplanung. Die Steuerverwaltungen 
von Entwicklungsländern können den kom-
plexen Modellen multinationaler Unterneh-
men zur Minimierung der Steuerlast aber 
oft nur wenig entgegensetzen. Zudem tun 
sich Regierungen und Behörden schwer, 
Steuersysteme mit einer guten Balance zwi-
schen Effizienz, Gerechtigkeit und admini-
strativer Leichtigkeit zu schaffen. Effizienz 
bedeutet, möglichst hohe Einnahmen zu er-
zeugen und gleichzeitig möglichst wenig in 
die Wirtschaft einzugreifen. Es ist eine sehr 
anspruchsvolle Aufgabe, Steuerarten sinn-
voll miteinander zu kombinieren, Steuersät-
ze und Bemessungsgrundlagen festzulegen 
und das Recht dann noch durchzusetzen.

Gibt es typische politische Fallstricke?
Ja, Steuerbefreiungen zum Beispiel. In 
vielen Ländern gibt es umfangreiche Steu-
erbefreiungen, die aus verschiedensten 
Gründen eingeführt wurden: zum Teil mit 
der Intention, Investitionen zu stimulieren 
oder ärmere Bevölkerungsschichten zu ent-
lasten. Schätzungen der Weltbank zufolge 
machen Steuerbefreiungen in manchen 
Entwicklungsländern bis zu sechs Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts aus. Wissen-
schaftliche Studien haben aber gezeigt, dass 
die erwünschten Effekte häufig ausbleiben 
und dass die Schlupflöcher häufig Fehlan-
reize schaffen. Steuerbefreiungen erhöhen 
zudem die Komplexität des Steuersystems 
und folglich auch den Verwaltungsaufwand. 
Obendrein verkleinern Steuerbefreiungen 
die Steuerbasis. Dennoch ist es sehr schwie-
rig, Steuerbefreiungen wieder abzuschaf-
fen, denn die betroffenen Menschen finden, 
dass diese ihnen zustehen.

Wie kann die Politik solche Widerstände 
überwinden?
Sinnvoll ist zum Beispiel abzuschätzen, 
welche Einnahmen dem Staat wegen der 
Befreiungen entgehen, und diese Zahlen 
transparent zu machen. Wenn solche Daten 
beispielsweise im Kontext von Haushaltsde-
batten bekanntgemacht werden, wachsen 
die Chancen, dass die Streichung von Steu-
erbefreiungen akzeptiert wird.

Sind denn die Finanzämter ihren Aufgaben 
gewachsen?
Jede Gesetzgebung braucht Organe, die 
sie durchsetzen. Je stärker und besser or-
ganisiert eine Steuerverwaltung ist, desto 
mehr ist sie dazu in der Lage. In vielen Ent-

wicklungsländern stellt allerdings bereits 
die Identifikation der Steuerzahler und die 
Aktualisierung des Steuerregisters eine  
Herausforderung dar. Oft enthalten die Re-
gister Doppelungen oder Firmen, die nicht 
mehr existieren. Angaben zu Adresse oder 
zu Branchenzugehörigkeit sind oft fehler-
haft. Oder das Steuerregister ist lückenhaft, 
weil steuerpflichtige Bürger sich gar nicht 
erst registrieren lassen. Um ein Steuerregi-
ster aktuell zu halten, sind Informationen 
anderer Behörden wie etwa Einwohnermel-
deämtern oder Gewerbeämtern nötig, die 
allerdings ihrerseits nur geringe Kapazi-
täten haben. Die Kooperation zwischen den 
Ämtern funktioniert häufig nicht im nöti-
gen Umfang. Um Steuerbetrug zu erkennen, 
braucht die Finanzverwaltung zudem die 
Daten von Banken oder den Geschäftspart-
nern der Steuerpflichtigen. Allzu oft stehen 

solche Informationen gar nicht zur Verfü-
gung.

Hilft der Einsatz von Informationstechnik 
(IT)?
Ja, das Potenzial ist groß. Die Automatisie-
rung von Prozessen kann die Effizienz stei-
gern und den Kontakt von Steuerbeamten 
und Steuerzahlern reduzieren, sodass es 
weniger Korruptionsmöglichkeiten gibt. Die 
Analyse großer Datensätze erhöht auch die 
Chance, Steuerbetrug zu erkennen. Ob IT 
wirklich hilft, hängt aber von vielen Fak-
toren ab:

●● Die Prozesse müssen klar definiert 
sein.

●● Die Beamten müssen für die IT-Nut-
zung geschult sein.

●● Das IT-System muss regelmäßig ge-
wartet werden.

●● Stabile Energieversorgung und Inter-
netverbindung sind nötig.

●● Die verschiedenen Funktionen und 
Anwendungen müssen integriert sein.
Vielfach werden diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt. IT wird teils nicht flächen-
deckend eingesetzt, sondern nur von be-
stimmten Teilen der Steuerverwaltung ver-
wendet. Es ist auch nicht ungewöhnlich, 
wenn eine Steuerverwaltung verschiedene 
IT-Anwendungen verwendet, die nicht zu-
sammenpassen. Das reduziert selbstver-
ständlich die Effizienzgewinne und die Qua-
lität der Steuerdaten.

Es gibt viele Arten von Steuern: Einkom-
mensteuern, Verbrauchs- oder Mehrwert-
steuern, Unternehmenssteuern oder Kapi-
talertragsteuern. Auf welche kommt es bei 
der Domestic Resource Mobilisation in Ent-
wicklungsländern an?
Alle Steuerarten sind relevant. Mehrwert-
steuern sind wichtig, weil sie vergleichs-
weise leicht und effizient zu erheben sind. 
Andere Steuerarten sind jedoch auch wich-
tig – für die Verteilungsgerechtigkeit zum 
Beispiel. Die Mehrwertsteuer belastet den 
Konsum und trifft die unteren Einkom-
mensschichten härter als die oberen. Wenn 
die Politik soziale Ungleichheit nicht ver-
schärfen will, braucht sie also auch andere 
Steuerarten, allerdings auch eine entwick-
lungsorientierte Ausgabenpolitik, die be-
nachteiligte Bevölkerungsgruppen gezielt 
adressiert. Zu bedenken ist auch, dass Ex-
porte meist von solchen Umsatzsteuern be-
freit sind. Daraus folgt, dass rohstoffreiche 

Ghanas Präsident Nana Akufo-Addo hat 

ehrgeizige Ziele. Er will, dass sich sein Land 

durch eigene Einnahmen finanziert. 
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Länder andere Steuern und Abgaben ver-
wenden müssen, damit der Staat finanziell 
von der Ressourcenausfuhr etwas abbe-
kommt.

Manchmal heißt es, die Menschen in am we-
nigsten entwickelten Ländern seien zu arm, 
um Steuern zu zahlen. Wie sehen Sie das?
Auch in Least Developed Countries (LDCs) 
können und sollten Steuern erhoben wer-
den. Ohne Staatseinnahmen kann sich kein 
Land entwickeln und die Abhängigkeit von 
official development assistance (ODA) ist 
auch nicht gut. Natürlich ist eine flächen-
deckende Besteuerung aller Menschen in 
den ärmsten Ländern nicht realistisch, 
aber es gibt durchaus leistungsfähige Wirt-
schaftsakteure – auch im informellen Sek-
tor –, die die Steuerverwaltung bisher nicht 
erfasst. Selbstverständlich können große 
Agrarproduzenten oder auch Rechtsanwäl-
te und Ärzte Steuern zahlen. Der Africa 2016 
Wealth Report wurde von internationalen 
Finanzfirmen verfasst und schätzt, dass es 
in Afrika ungefähr 165 000 sehr reiche Per-
sonen gibt, deren Gesamtvermögen sich auf 
insgesamt 860 Milliarden Dollar addiert. 
Solche Leute nicht zu besteuern wäre fatal.

Spitzenpolitiker gehören meist zu der Elite, 
die von Steuerschlupflöchern profitiert. Ver-
mutlich sind sie persönlich an Steuerflucht 
und -vermeidung stärker interessiert als an 

einer leistungsfähigen Finanzverwaltung. 
Wirkt sich das auf die Politik aus?
Das lässt sich so nicht verallgemeinern. Na-
türlich gibt es Regierungen, die auf Grund 
eigener wirtschaftlicher oder auch poli-
tischer Interessen notwendige Reformen 
verwässern oder gar nicht durchführen. 
Aber wir sehen auch, dass es in manchen 
Ländern durchaus Regierungen gibt, die 
zur politischen, wirtschaftlichen oder auch 
Bildungselite ihres Landes gehören und auf 
die Erhebung von Steuern abzielen. Sehen 
sie sich beispielsweise Ghanas Präsident 
Nana Akufo-Addo an. Er gehört zur poli-
tischen Elite des Landes. Sein Vater, sein 
Großvater und sein Großonkel waren ein-
flussreiche Politiker. Sein Ziel ist nun „Gha-
na beyond aid“: Der Staat soll sich mit eige-
nen Einnahmen finanzieren. Dieser Ehrgeiz 
ist gesund. Die langfristige Steigerung von 
Steuereinnahmen ist aber ein komplexer 
Prozess, auf den viele Einflussfaktoren ein-
wirken, während sich die politischen und 
internationalen Rahmenbedingungen stän-
dig ändern. Es bleibt abzuwarten, ob und 
wie schnell Präsident Akufo-Addo ans Ziel 
kommt.

Bei dem G20-Gipfel in Hamburg hat die 
Bundesregierung das Thema internationale 
Steuerkooperation wieder auf die Tages-
ordnung gesetzt. Auch bei den vorangegan-
genen Gipfeln wurde es besprochen. Was 

hat das mit der Diskussion über heimische 
Ressourcenmobilisierung in Entwicklungs-
ländern zu tun?
Internationale Steuerkooperation gewinnt 
mit der voranschreitenden Globalisierung 
an Bedeutung. Zunehmend internationali-
sierte Finanzströme und Geschäftstätigkeit 
schaffen für nationale Steuersysteme Pro-
bleme. Die Steuerpolitik wird von Natio-
nalstaaten gemacht und vollzogen, aber im 
Zuge der Globalisierung fällt es multinati-
onalen Unternehmen und superreichen In-
dividuen zunehmend leicht, Steuergesetze 
zu umgehen. Einzelstaaten können daran 
nichts ändern, deshalb ist internationale 
Zusammenarbeit nötig, und deshalb steht 
das Thema auf der Tagesordnung der Welt-
politik. Diese Diskussion ist Entwicklungs-
ländern sehr wichtig, denn sie spüren die 
Auswirkungen von Steueroasen noch deut-
licher, als die führenden Volkswirtschaften 
das tun.
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Schädliche Staatsausgaben

Viele reiche Länder besteuern Kraftstoffe 
und treiben so Geld ein. Viele Entwicklungs-
länder hingegen bezuschussen Brennstoff, 
damit er günstig ist. Diese Zuschüsse sind 
letztlich negative Steuern und weder ökolo-
gisch noch finanziell tragbar. Die Abschaf-
fung der Subventionen würde Asiens öffent-
liche Finanzen deutlich verbessern.

Von Shikha Jha

Vor rund 150 bis 200 Jahren veränderten Öl, 
Kohle und Erdgas alles – Häuser bekamen 
Strom, Maschinen und Motoren wurden an-
getrieben und Distanzen verkürzt. Damals 
sagte Erfinder Thomas Alva Edison: „Ich 
würde mein Geld in Sonne und Sonnen
energie investieren. Was für eine Kraftquel-
le! Ich hoffe, es müssen nicht erst Öl und 
Kohle ausgehen, bevor wir damit beginnen.“

Heute werden durch das stetige 
Wachstum, das viele sich entwickelnde asi-
atische Volkswirtschaften in den mittleren 

Einkommensbereich gehoben hat, Kohle, 
Öl und Gas aufgebraucht. Diese Ressourcen 
sind über Millionen von Jahren aus pflanz-
licher und tierischer Materie entstanden. 
Weil sie massiv staatlich subventioniert 
werden, sind fossile Brennstoffe heute eine 
wichtige Energiequelle, von der Milliarden 
von Asiaten profitieren. Durch Verbrennen 
dieser Rohstoffe gelangen aber alarmieren-
de Mengen an Treibhausgasen in die Atmo-
sphäre – die Temperaturen weltweit steigen, 
ein gefährlicher Klimawandel setzt ein (sie-
he Kasten, S. 39).

Das ökologische Risiko ist nur ein 
Grund, warum Bewegung in die Sache 
kommt und die Subventionen weltweit re-
formiert werden sollen. Es liegt auch daran, 
dass die öffentlichen Kassen knapp sind 
und es teuer ist, den Menschen Öl, Gas und 
Kohle billig zugänglich zu machen. Laut 
Asiatischer Entwicklungsbank (Asian De-
velopment Bank – ADB) ist ein erster Schritt 
hin zu ökologischer und finanzieller Nach-

haltigkeit, diese teuren Zuschüsse abzu-
schaffen (siehe ADB 2016).

Asien ist in seiner aktuellen Entwick-
lung an einem Punkt angekommen, an dem 
es am meisten zum Erreichen der Ziele des 
Pariser Klimaabkommens beitragen und 
am meisten davon profitieren kann. In den 
1990er Jahren verursachte die Region 15 Pro-
zent der weltweiten CO2-Emissionen; heute 
sind es 40 Prozent. Grund ist die wachsen-
de Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen 
– der Hauptquelle für Stromerzeugung und 
industrielle Expansion.

1990 stammten 70 Prozent der Primär-
energie Asiens aus fossilen Brennstoffen, 
2014 schon 85 Prozent (Abbildung 1), weil 
der Anteil traditioneller Biokraftstoffe ab-
nimmt und erneuerbare Energien noch kei-
ne große Rolle spielen. Kohle ist in diesem 
Energiemix zentral.

Vor allem in Süd- und Südostasien in-
vestieren Länder weiter in subkritische Koh-
lekraftwerke. „Subkritisch“ heißt, sie sind 
nicht so effizient, wie sie sein könnten, weil 
sie nicht die neueste Technologie nutzen. 
Auf neueste Hightech-Kohletechnologien 
umzusteigen wäre teuer, da dafür Spezial-
legierungen, eine präzise Herstellung und 
qualifizierte Fachleute nötig sind.

Zugleich machen billige Erdölpro-
dukte in vielen Ländern mehr als die Hälfte 
der Zuschüsse für fossile Brennstoffe aus. 
Auch wenn zu erwarten ist, dass der Ölver-
brauch abnimmt, wird man in Bereichen 
wie Luftfahrt und Schifffahrt, die nicht 
leicht zu entkarbonisieren sind, wohl wei-
terhin vorrangig Öl nutzen.

Als der Weltmarktpreis für Rohöl vor 
zehn Jahren die Marke von 100 US-Dollar 
pro Barrel durchbrach, kam ein Drittel der 
weltweiten Zuschüsse für fossile Brenn-
stoffe aus Asien, meist für Erdölprodukte. 
Vor rund fünf Jahren gaben die asiatischen 
Volkswirtschaften durchschnittlich rund 
2,5 Prozent ihres Bruttoinlandprodukts für 
Öl-, Gas- und Kohlesubventionen aus, um 
die Produktion zu fördern und den Armen 
billige Energie verfügbar zu machen.

2013 fielen die Ölpreise drastisch. Ei-
nige asiatische Regierungen nutzten das, 
um die Subventionen zu kürzen, viele tun 
sich aber weiter schwer damit. Kraftstoff-
preise sind ein Politikum, viele Menschen 
betrachten niedrige Preise als ihr Recht. Es 
ist offen, ob geringere Subventionen haltbar 
bleiben, wenn die Weltmarktpreise für Öl 
wieder steigen. Fo
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Kohle wird für Indien immer wichtiger – Menschen nahe einer Mine in Jharkand. 
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Subventionen belasten die öff entli-
chen Finanzen enorm. Zudem nutzen die 
künstlich niedrigen Kraftstoff preise vor 
allem den Reichen, die mehr Energie ver-
brauchen als die Armen. Die marginalisier-
ten ländlichen Gemeinschaften sind weiter 
auf Brennholz und andere Biokraftstoff e 
angewiesen – von den Zuschüssen haben 
sie gar nichts.

Die Preisdiff erenzen zwischen sub-
ventionierten und nicht subventionierten 
Kraftstoff en fördern Überkonsum, Dieb-
stahl und Schmuggel und führen zu Luft-
verschmutzung, die Millionen von Men-
schen in den Städten betriff t – nicht nur in 
Megastädten wie Delhi oder Peking, son-
dern auch in Städten wie Gwalior in Indien, 
Peshawar in Pakistan oder Xingtai in China. 
Verschlimmert wird die Lage dadurch, dass 
wegen billiger fossiler Brennstoff e weniger 
in erneuerbare Stromerzeugung investiert 
wird – was absurderweise die ganze Ener-
gieversorgung einschränkt.

Würden fossile Brennstoff e nicht be-
zuschusst, könnte ein Energiemix entwi-
ckelt werden, der die tatsächlichen Kosten 
der verschiedenen Energieformen abbildet. 
So gewonnene Einnahmen könnten bes-
ser genutzt werden, man könnte etwa den 
Zugang zu erschwinglichen Energiedienst-
leistungen ausbauen, Investitionen in er-
neuerbare Energien fördern oder soziale 
Sicherungssysteme verbessern.

Wenn die Regierungen nicht entschie-
den gegen den Klimawandel vorgehen, 
steigt der Verbrauch fossiler Brennstoff e 
und Asien wird immer abhängiger davon. 

In erneuerbare Energien wird zwar enorm 
investiert, aber Technologien für die Erzeu-
gung von Wind- und Solarenergie sind im-
mer noch ziemlich teuer. Sollte Asien seine 
kohlenstoffi  ntensive Linie fortsetzen, sind 
die Ziele des Pariser Abkommens nicht zu 
erreichen, selbst wenn der Rest der Welt kei-
ne Abgase mehr erzeugen würde.

Um Subventionen zu reformieren, 
müssten die Regierungen:

 ● marktbasierte Systeme errichten, die 
dem Interessendruck politisch mächtiger, 
von den Subventionen profi tierender Grup-
pen standhalten,

 ● die negativen Folgen höherer Energie-
preise für die Armen mindern und

 ● die makroökonomischen Folgen re-
duzieren, etwa hinsichtlich Infl ation und 
staatlichem Einkommen.

Reformen sind sinnvoll und möglich, 
wie eine ADB-Studie zeigt (ADB 2016b). Da-
für wurden Daten aus Indien, Indonesien 
und Thailand ausgewertet, um herauszu-
fi nden, welche Folgen es für verschiedene 
Wirtschaftsbereiche hat, wenn Subven-
tionen gekürzt werden. Wenn fossile Brenn-
stoff e teurer werden, ändern Verbraucher 
ihr Verhalten und steigen auf billigere 
Energien um. Dadurch wird mehr in er-
neuerbare Energien investiert, und diese 
werden kostengünstiger. Eine Verteue-
rung fossiler Brennstoff e ist also zunächst 
schmerzhaft, aber letztlich gewinnen die 
Volkswirtschaften saubere Energie, und die 
öff entlichen Finanzen werden nachhaltiger.

Reformen sind notwendig, um den 
nationalen Ausstoß zu verringern und zu 

verhindern, dass zu viel Energie verbraucht 
und dann rationiert werden muss. Es geht 
auch darum, wirtschaftlich effi  zienter zu 
werden und die öff entlichen Finanzen zu 
stärken.

Führende Politiker der G20-Staaten 
(außer den USA) haben im Sommer 2017 in 
Hamburg die Unumkehrbarkeit des Pari-
ser Abkommens bekräftigt. Globale Erwär-
mung schadet allen, daher ist gemeinsames 
Handeln notwendig. Das kommt allen zugu-
te – auch unseren Kindern und Enkeln.

Es ist Zeit, die Erfolge des Pariser 
Abkommens zu nutzen und von fossilen 
Brennstoff en auf nachhaltige Energie um-
zustellen. Es ist Zeit, Edisons Wünsche zu 
verwirklichen.
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Was gegen fossile Brennstoffe 
spricht

Treibhausgase wirken wie eine 
Decke und halten die Erde 
warm, damit Leben gedeihen 
kann. Durch die schnelle Zu-
nahme der Emissionen – insbe-
sondere  von Kohlendioxid – ist 
diese Decke jedoch zu dick ge-
worden. Öff entliche Ausgaben 
müssen auf eine Lösung des 
Problems zielen.

Die globalen Tempera-
turen steigen seit Jahren so 
schnell wie nie zuvor. 2015, 2016 
und 2017 waren die heißesten 
je dokumentierten Jahre. Glet-
scher schmelzen, der Meeres-
spiegel steigt, und Taifune wer-
den stärker. Die Arktis erwärmt 
sich doppelt so schnell wie ande-
re Regionen.

Forscher sind sich grund-
sätzlich über die langfristigen 
Risiken einig. Die Auswirkungen 
sind potenziell enorm und weit-
reichend, wenn auch nicht be-
kannt. Der aktuelle Treibhaus-
gas-Ausstoß soll noch in diesem 
Jahrhundert zu Temperaturen 
führen, wie es sie seit Millionen 
von Jahren nicht gab. Die Uni-
versität der UN schätzt, dass die 
daraus resultierenden harten 
Lebensbedingungen und Hun-
gersnöte bis zu eine Milliarde 
Menschen weltweit zur Migra-
tion zwingen könnten.

Im bahnbrechenden Pari-
ser Klimaabkommen von 2015 
stimmten fast 200 Länder dafür, 
den Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur auf nicht 
mehr als zwei Grad Celsius über 
dem vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen. Alles darüber hi-
naus kann katastrophale und ir-
reversible Folgen haben, die die 
physische Geographie der Welt 
verändern könnten. Öff entliche 
Ausgaben müssen die richtigen 
Anreize setzen und statt den 
Klimawandel zu verschärfen, 
helfen, das Problem zu lösen. (sj)
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Die meisten Blumenfarmen in Kenia zahlen keine Steuern. � Seite 30
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